
Im Februar 2013� waren über 
404.000 Menschen beim 
AMS gemeldet. Hinzu 
kommen Viele, die sich gar 
nicht mehr melden. Am 
Bau und im Handel stieg 
die Arbeitslosigkeit stark. 
Den größten Anstieg gab 

es Anfang 2013 im Sozial- 
und Gesundheitsbereich, 
das sind die ersten Folgen 
der großen Einsparungen 
(über sieben Milliarden) 
im Sparpaket 2011. Es war 
ein Fehler des ÖGB, die-
ses Belastungspaket nicht 
mit Widerstand zu Fall zu 

bringen! Genauso falsch ist 
es, jetzt zu hoffen (oder zu 
behaupten), „mit der SPÖ 
wird's nach den Wahlen 
nicht so schlimm werden“. 
Auf Bundes- und Landes-
ebene zeigt die SPÖ, dass 
sie für Nulllohnrunden 

(Salzburg, Wien) und So-
zialabbau (Kärnten, Stei-
ermark) steht. Gegen den 
kommenden Sozialabbau 
hilft nur, jetzt Widerstand 
vorzubereiten.

Zu Sozialabbau� und Ar-
beitslosigkeit kommen 
noch die sinkenden Real-

löhne – in manchen Berei-
chen seit 2000 um bis zu 
35 %! Doch die Anzahl der 
kleineren Protestaktionen 
ist in den letzten Jahren 
stark gestiegen. Es gibt vie-
le Menschen, die kämpfen 
wollen. Der Wille „endlich 

was tun“ fehlt nicht bei 
den durchschnittlichen 
ArbeitnehmerInnen, aber 
bei der ÖGB-Spitze. An-
fang April haben wir daher 
die Kampagne „Gewerk-
schaften in die Offensive“ 
gestartet (mehr auf www.
slp.at). Mach mit, denn oh-

ne Dich sind wir eine/einer 
zu wenig!

Egal ob in Zypern� oder 
anderswo: den Arbeit-
nehmerInnen wird Geld 
genommen und an Ban-
ken und Konzerne ver-
teilt. Wird die Wirtschaft 

„stimuliert“, wachsen bloß 
Rücklagen und Gewinne 
der Unternehmen – inves-
tiert wird nicht. Mit die-
ser „Krisenabwehr“ wer-
den die nächsten Krisen 
vorbereitet. Eine Lösung 
ist im Kapitalismus nicht 
möglich. Nur mit einem 
sozialistischen Konzept 
jenseits der Profitwirt-
schaft geht's. Dazu gehö-
ren: massive Investitionen 
in Soziales, Umwelt und 
Bildung sowie die Ver-

staatlichung der wichtigs-
ten Konzerne und Ban-
ken unter demokratischer 
Kontrolle und Verwaltung 
der Beschäftigten. Wir 
brauchen eine neue Partei 
für ArbeitnehmerInnnen 
und Jugendliche, die ge-
nau dafür kämpft!

	 Michael Gehmacher

Die SLP fordert:
FF Echte Reallohn-
Erhöhungen!
FFArbeitszeitverkürzung 
auf 30 h/Woche 
bei vollem Lohn!
FF Statt „Bankenrettung“ 
massive Investitionen in 
Bildung und Soziales!
FF Ein österreichweiter 
Streiktag gegen 
die Angriffe!

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Die Krise ist nicht vorbei. Arbeitslosigkeit, 
Reallohnverluste und Sozialabbau: Widerstand!

Nationalratswahlen 2013
Die etablierten Parteien� versuchen ihrem Wahl-
kampf mit zahnlosen und pseudo-sozia-
len Themen Inhalt zu geben. Die FPÖ hat mit 
Stronach zu kämpfen. Die etablierte Politik ist 
ein Einheitsbrei und u.a. deshalb in der Krise. 
Richtig spannend wird es erst nach den Wah-
len. Denn die Krise ist nicht vorbei und die 
Pläne für Angriffe liegen schon bereit.	 Seite 2

Vergewaltigung ist alltäglich
Indien: � Frauenunterdrückung ist tief im feuda-
len Kastensystem und Kapitalismus verwur-
zelt. Aber die Proteste gegen Massenvergewalti-
gung haben aufgezeigt, dass es Widerstand gibt. 
Die CWI-Aktivistinnen Shital Alhat & Sarika 
Chavan werfen einen Blick auf die historischen 
Wurzeln und wirtschaftlichen Gründe der Frau-
enunterdrückung in Indien.	               Seite 12

Schwerpunkt
Thatcher ist tot� - aber nicht 
der Neoliberalismus. Die 
Wurzeln und Auswir-
kungen, aber auch der 
Widerstand gegen Neo-
liberalismus werden in 
diesem Schwerpunkt 
behandelt. Seiten 7-10
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Niedriglöhne können wir 
uns nicht mehr leisten!
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von Sonja Grusch� Finanzminis-
terin Fekter erhielt einen neu-
en Spitznamen: Aus „Schot-
ter-Mitzi“ wurde „Jeanne 
d'Arc des Bankgeheimnisses“. 
Beides passt: Ersteren erhielt 
sie wegen Familienunterneh-
mens und der Doppelbedeu-

tung von „Schotter“ - sie gehört nicht zu den Armen 
und macht auch keine Politik für ebendiese. Jeanne 
d'Arc soll dem französischem Adel bei der Wahrung 
seiner Interessen gegen den englischen Adel gehol-
fen haben. Passt – auch Finanzministerin Fekter 
verteidigt das Bankgeheimnis, um die österreichi-
sche Steueroase zu erhalten. Wobei diese Oase erst 
mit dem nötigen Kleingeld interessant wird! Denn 

durch Umsatz-, Lohn- und Konsumsteuern werden 
Menschen mit Normaleinkommen kräftig zur Kasse 
gebeten. Nicht so MillionärInnen und ihresgleichen. 
Und das soll auch so bleiben, wenn es nach Regie-
rung, FPÖ und Stronach geht. Der Schutz der klei-
nen SparerInnen ist nur Ausrede, tatsächlich geht 
es darum, für sich selbst und seine Klientel die Gel-
der vor dem Zugriff der Finanz zu bewahren! Wir al-
le sind längst „gläserne BürgerInnen“. Nur die Ver-
mögen und Einkommen von PolitikerInnen, Fimen-
chefs, Unternehmen und sonstigen Angehörigen der 

„Upper Class“ liegen weiter im Dunkeln.
Doch vielleicht wollen sie nur den Bankenstand-
ort schützen? Denn bei einer echten Aufhebung des 
Bankgeheimnisses könnten Steuerflüchtige aus dem 
Ausland, und ÖsterreicherInnen die solche bleiben 
wollen, ihr Geld von heimischen Banken abziehen. 
Eine dramatische Kapitalflucht könnte den Ban-
kenstandort gefährden und die Wirtschaft neuer-
lich in die Krise stürzen. Schutz davor ist aber weder 
das Bank- noch das Firmen-Geheimnis. Sondern 
die Übernahme von Banken und Konzernen durch 
die öffentliche Hand unter Kontrolle und Verwal-
tung der Beschäftigten – sie können verhindern, das 
Geld und Maschinen einfach abgezogen werden. Al-
so: Klassenkampf statt Jeanne d'Arc.

Die SLP� unterstützt seit Jah-
ren alle Schritte in Richtung 
des Aufbaus einer neuen 
ArbeiterInnenpartei. Bis da-
hin wäre ein linkes Wahl-
bündnis ein Fortschritt. Da 
es das trotz unserer Versu-
che nicht gibt, strebt die SLP 
eine Kandidatur bei den 
kommenden Nationalrats-
wahlen an. Wir haben kei-
ne großen Geldgeber, keine 
Unterstützung von Banken 
und Konzernen. Wir wollen 
und brauchen nur die Un-
terstützung von Menschen, 
die unsere Ziele und unse-

re Arbeit unterstützen – Ar-
beiterInnen, Jugendliche, 
PensionistInnen, Arbeitslo-
se, MigrantInnen...

FF Unterstützt uns mit einer 
„Unterstützungserklä-
rung“ (eine bürokratische 
Hürde, um neue Parteien 
am Antreten zu hindern). 
Vorab auf unserer 
Homepage ausfüllen!
FF Unterstützt uns mit einer 
Spende auf PSK 8812.733.
FF Unterstützt uns aktiv 
bei Aktionen und 
im Wahlkampf!

Aktiv die Kandidatur der 
SLP unterstützen!

Für eine neue Partei für  
ArbeiterInnen und Jugendliche!

Fekter & Jeanne d'Arc: 
Nix für Arme!

De
r S

ta
nd

pu
nk

t

Die etablierten Parteien� un-
terscheiden sich kaum 
voneinander und haben 
keine Antworten auf rea-
le Probleme. Umfragen ge-
ben neuen Parteien Chan-
cen um die 20 %. Doch 
es braucht nicht igend-
was pseudo-Neues wie die 
neoliberalen Projekte Neos, 
Stronach & Co. Nötig ist ei-
ne Partei für ArbeiterInnen 
und Jugendliche mit sozia-
listischem Programm. So-
ziale Themen müssen im 
Vordergrund dieser neuen 
Partei stehen und sie muss 

z.B. in Lohnkämpfen ak-
tiv sein. Statt Rassismus 
geht es um die gemeinsa-
men Interessen aller Be-
schäftigten. Statt Privile-
gien gibt es für Funktio-
närInnen nur ein Durch-
schnittseinkommen und 
Rechenschaftspflicht. Statt 

„Standortlogik“ setzt eine 
solche Partei auf internati-
onale Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnen gegen die 
Kürzungspolitik; die Pro-
fitlogik wird nicht nur kri-
tisiert, sondern aktiv be-
kämpft.

Für die Nationalratswahlen� 
versuchen sich die Groß-
parteien mit pseudosozia-
len und zahnlosen Projek-
ten zu retten. Doch nach 

der Wahl, mit welchem Er-
gebnis auch immer, kom-
men die Kürzungen, die 
aus Sicht der Herrschenden 
längst überfällig sind. Denn 
die wirtschaftliche Situati-
on wird nicht besser.

Aus den diversen Land-
tagswahlen können falsche 
Schlüsse gezogen werden: 
die ÖVP sei stabil, die FPÖ sei 
dem Abgrund nahe und rot-
grüne Koalitionen brächten 
große Veränderungen.

Die Wahl von Pröll ist 
kein Signal für die Bundes-

ÖVP. Deren Krise ist offen-
sichtlich. Tirol mit seinen 
-zig ÖVP-Abspaltungen 
beweist auch, dass das bür-
gerliche Lager keinesfalls 

stark und einig dasteht.
Die Hoffnung, dass Kri-

sen die FPÖ zerstören, wur-
de schon oft enttäuscht. Die 
Erfahrung zeigt, dass sie 
sich immer wieder als „Al-
ternative“ zum Einheits-
brei der etablierten Partei-
en präsentieren kann. In 
Konkurrenz zu Stronach 
wird der FPÖ-Wahlkampf 
wahrscheinlich besonders 
rassistisch werden.

Die Wiener Stadtregie-
rung mit ihren Kürzun-
gen und nicht erfüllten 

Versprechen hat eigentlich 
schon alle Träume, die in 
„rot-grün“ gesetzt wur-
den, zerstört. Bezeich-
nend ist, dass Kaiser (SPÖ) 

rasch nach der Kärntner 
Wahl von „Bugdetkonso-
lidierung“ gesprochen hat, 
Holub (Grüne) schon Jah-
re davor. Das heißt Kür-
zungen im Öffentlichen 
Dienst, bei Bildung, Sozia-
lem und Privatisierungen. 
Dass SPÖ und Korruption 
einander nicht widerspre-
chen, haben sie auch in 
Kärnten schon bewiesen. 
Dann noch die ÖVP wie-
der extra in die Koalition 
zu integrieren, sagt wohl 
genug. 	 Jan Millonig

Nach der Wahl  wird‘s spannend

Gleich nach der Kärntner Wahl hat die SPÖ von
 „Budgetkonsolidierung“ (=Sozialabbau) gesprochen.
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Vor zehn Jahren� mobilisier-
te der ÖGB gegen die da-
malige Pensionsreform. 
Am 13.5.2003 demonst-
rierten 200.000 in Wien, 

am 3.6. streikten über eine 
Million Beschäftigte ös-
terreichweit. Dann brach 
der ÖGB die Bewegung 
ab, um zu verhandeln. 
Das Ergebnis: dramatische 
Verschlechterungen. 

Seit den 1980er Jahren 
erklären alle paar Jahre 
„ExpertInnen“, das Pen-
sionssystem wäre unfi-
nanzierbar. Es folgt ei-
ne Pensionsreform, die die 
Pensionen kürzt, das An-
trittsalter hebt und die Bei-
träge erhöht (u.a. in den 

Jahren 1987, 1992, '93, '96, 
'97, 2000, '03, '04). Die 
schwarz-blaue Regierung 
hatte derart harte Angrif-
fe durchgepeitscht, dass die 

aktuelle Regierung sich ei-
ne kleine Verschnaufpause 
bei den Angriffen auf Pen-
sionen leisten konnte. Doch 
vor dem Hintergrund der 
Wirtschaftskrise ist die-
se vorbei. Ende 2012 gab es 
den von der Wirtschaft be-
grüßten „Expertenaufruf 
zu einer nachhaltigen Pen-
sionsreform“. Bis zur Na-
tionalratswahl werden die 
etablierten Parteien war-
ten, danach wird es losge-
hen. Im Repertoire: 1) An-
hebung der Beitragssätze 

(oder höhere andere Steu-
ern); 2) geringere Pensio-
nen; 3) Anhebung des Pen-
sionsantrittsalters.

Um die Sicherung der 

Pensionen geht es in Wirk-
lichkeit nicht, sondern um 
Kürzungsmaßnahmen. Die 
Cash-Bestände der heimi-
schen Leitbetriebe lagen 
Ende 2011 bei 8,3 Milliar-
den, die reichsten zehn Fa-
milien verfügen über 68,8 
Milliarden Euro. Firmen 
wie Andritz, Strabag & Co. 
schütten Dividenden in 
Millionenhöhe aus. Gleich-
zeitig sind PensionistInnen 
in der kapitalistischen Lo-
gik offensichtlich nur lästi-
ger Ballast, die als Arbeits-

kräfte nichts mehr taugen, 
aber weil oft krank auch 
noch teuer sind. Ein wei-
teres Beispiel für den un-
menschliche Zynismus des 

Systems!
Hätte der ÖGB 2003 die 

Streiks nicht einfach be-
endet, sondern weiterge-
führt, dann hätte er den 
Pensionskahlschlag nicht 
nur verhindert, sondern 
eine Bewegung lostreten 
können, die sich das Geld 
für einen Ausbau des Pen-
sionssystems von den Rei-
chen und Unternehmen 
holt. Eine solche Bewegung 
wird spätestens ab Herbst 
2013 wieder nötig sein.

Sonja Grusch

 
In den Kellern� der Wie-
ner Rechten findet zu-
sammen, was zusam-
mengehört: Ende Ap-
ril organisierte die 
rechtsextreme Strö-
mung „Identitäre Be-
wegung Österreich“ ei-
nen Vortragsabend in 
der Schlösselgasse 11 in 
Wien. Dieselben Räum-
lichkeiten benutzt der 
Wiener Akademiker-
bund, eine ehemali-
ge Teilorganisation der 
ÖVP. Als jener sich wei-
gerte, seine Forderung 
nach Abschaffung des 
Verbotsgesetzes trotz 
öffentlichem Eklat zu-
rückzunehmen, zog 
die ÖVP die Notbrem-
se und warf ihn raus. 
Der Akademikerbund 
trat als Mitveranstalter 
des Vortragsabends auf, 
ebenso wie die reaktio-
näre Uni-Organisation 
JES (Junge Europäische 
Studenteninitiative). 
Unter derselben Adres-
se haust auch Martin 
Grafs rechtsextremes 
Hetzportal „Unzensu-
riert“, das die Identitä-
ren laufend hochjubelt 
- eine rätselhafte Häu-
fung von Zufällen, an-
gesichts des identitären 
„wir sind weder rechts 
noch links“-Gewäschs. 
Der deutschnationale 
Burschenschafter Mar-
kovics (Aldania) kan-
didierte schon für die 
FPÖ – und wie Julian 
Bauer und Fabian Rus-
nsak stellt er den har-
ten Kern der Wiener 
Identitären dar. Die 
drei scheinen auch als 
Obmann, Obmann Stv. 
und Kassier des „Verein 
zur Erhaltung und För-
derung der kulturellen 
Idenität“ mit Sitz in der 
Wiener Schelleingasse 
26 auf. Offenbar dient 
ihnen der Verein als le-
gale/juristische Struk-
tur. Es handelt sich hier 
nicht um harmlose Ju-
gendliche, die sich ge-
gen gesellschaftliche 
Missstände zusam-
menschließen, sondern 
um bekannte Rechte, 
die im Umfeld von ÖVP, 
FPÖ, Burschenschaften 
und Naziszene netz-
werken und agieren.

Der rechte Rand

Geschätzte 30� Millionen 
werden für den NR-Wahl-
kampf ausgegeben, offizi-
ell gesetzlich gedeckelt auf 
sieben Mio. Euro/Partei. 
Persönliche Werbung von 
KandidatInnen wird aber 
erst ab € 15.000,- einge-
rechnet. Spenden müssen 
erst ab € 3.500,- bekannt-
gegeben werden. Der 
Wahlkampf-Auftakt der 
ÖVP-NÖ wurde von Agra-
na gesponsert, Raiffeisen 
und die Industriellenver-
einigung haben gespendet 

– Zahlen unbekannt.

Nur wer im Parlament� in 
Clubstärke vertreten ist, 
kommt auch sicher im ORF 
vor. Sie werden zur Elefan-
tenrunde eingeladen und 
können sich in der direk-
ten Konfrontation positi-
onieren. Da im ORF Par-
teienwerbung verboten ist, 
werben die Parteien in Pri-
vatmedien. Im österrei-
chischen Privat-Fernse-
hen kostet eine Einschal-
tung für 30 Sekunden/2 x 
täglich etwa 100.000 Eu-
ro/Monat . Die Produktion 
kostet € 20-40.000,-.

Eine Großplakat-�Kampag-
ne kostet pro Monat rund 
€ 40.000,- und eine Wahl-
ka mpf-Au f ta kt-Vera n-
staltung rund € 100.000,-.

Für Inserate� haben die Grü-
nen im NÖ Landtagswahl-
kampf offiziell insgesamt 
€ 90.000,- ausgegeben, die 
FPÖ rund € 30.000,-. Al-
le großen Parteien bezah-
len Wahlkampf-HelferIn-
nen ca. € 8/Stunde, Mit-
gliederwahlkampf gibt es 
kaum noch.

Statt Wahlkampfkosten�-
Rückerstattung gilt seit 
2012 die um € 17 Millionen 
teurere reformierte Bun-
des-Parteienförderung. € 
29 Millionen werden nach 
Klubstärke aufgeteilt. Mit 
Förderung der Parteiaka-
demien u.a. kommen die 
Bundes-Parteien auf € 60,2 
Millionen/Jahr. Weitere € 
127,5 Millionen zahlen die 
Länder. Insgesamt kom-
men die Parteien auf € 187,7 
Millionen/Jahr Förderun-
gen. Das macht € 29,6 pro 
Wahlberechtigtem.

Wahlkampfkosten

Die idealen PensionistInnen für die ExpertInnen:  
Arbeiten bis zur Pension und dann möglichst rasch sterben!

Pensionen: Täglich grüßt das Murmeltier
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Nach dem 2. Weltkrieg� 
schuf die Sowjetuni-
on in Ostdeutschland 
einen stalinistischen 
Staat ohne ArbeiterIn-
nendemokratie. Doch 
die ArbeiterInnen in der 
DDR nahmen den sich 
abzeichnenden „neu-
en Kurs“ der „Sozialis-
tischen“ Einheitspartei 
(SED) nicht kampflos 
hin: Die Zugeständnis-
se an HandwerkerIn-
nen und Selbstständi-
ge, nicht aber an Arbei-
terInnen, brachten 1953 
das Fass zum Überlau-
fen. Drei Monate nach 
Stalins Tod legten aus-
gehend von einem Bau-
projekt in der Stalinal-
lee 372.000 ArbeiterIn-
nen die Arbeit nieder. 
Vom 16.-19. Juni for-
derten sie freie Wahlen, 
Selbstverwaltung der 
Betriebe unter Arbeite-

rInnenkontrolle sowie 
die Möglichkeit, freie 
Gewerkschaften zu bil-
den. Sie kämpften für 
eine tatsächliche Räte-
demokratie, wie sie in 
Russland 1917 entstan-
den war.

Die Führung der SED 
war nicht in der Lage, 
politisch auf die Forde-
rungen der Streikenden 
einzugehen, da jedwede 
inhaltliche Auseinan-
dersetzung auch die von 
ihnen angehäufte Macht 
angriff. Der Versuch von 
Reformen konnte die 
Bewegung nicht mehr 
stoppen. Die Antwort 
war schlussendlich ei-
ne militärische: Rus-
sische Panzer und Sol-
daten rückten vor und 
töteten 260 Menschen. 
Alle FührerInnen wur-
den entlassen, verhaf-
tet oder zum Tode ver-
urteilt.

Doch wie auch in fol-
genden antistalinisti-
schen Protesten (Un-
garn 1956, Prag 1968 ) 
wollte man nicht den 
Kapitalismus wieder-
einführen: Die Arbei-
terInnen wollten die 
stalinsche Elite stürzen 
und echten, demokra-
tischen Sozialismus er-
richten.

Moritz Erkl

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

6. Urlaubswoche? Wo bleibt die Kampagne?
Während� alle möglichen 

„ExpertInnen“ behaup-
ten, dass wir mehr arbei-
ten müssen, verlangt der 
ÖGB eine sechste Urlaubs-
woche. Viele freuen sich. 
Endlich eine offensive For-
derung! Wir alle spüren, 
dass wir in immer kürze-
rer Zeit immer mehr arbei-
ten müssen. Vielen wird 
das zu viel. „Burn Out“ ist 
in aller Munde. Die ÖGB-
Forderung ist daher richtig. 
In Deutschland verlangen 
GewerkschafterInnen ei-
ne Arbeitszeitverkürzung. 

In Österreich ist die letzte 
Jahrzehnte her. 

Linke und kämpferi-
sche GewerkschafterIn-
nen müssen die ÖGB-Spit-
ze jetzt in die Pflicht neh-
men. Denn der Wille der 
ÖGB-Spitze, die sechste 
Urlaubswoche tatsächlich 
durchzusetzen, ist kaum 
erkennbar. Wie bei jeder 
Arbeitszeitverkürzung be-
hauptet die Wirtschaft, 
mehr Urlaub würde die 
Betriebe in den Konkurs 
treiben. Eine Pressekonfe-
renz wird daher nicht rei-

chen, um diese Forderung 
durchzusetzen. Wir brau-
chen eine öffentliche Kam-
pagne unter Einbeziehung 
aller Mitglieder. Betriebs-
versammlungen könnten 
ein erster Schritt sein. Zu 
Weihnachten wird es vom 
Chef vielleicht Lebensmit-
telgutscheine geben, aber 
sicher keine sechste Ur-
laubswoche. Neben ei-
ner öffentlichen Debatte 
wird daher auch Druck aus 
den Betrieben, bis hin zu 
Streiks, notwendig sein! 	
		  Irene Müller

„Unsere Mission:� Gerech-
tigkeit“ ist das Motto zum 
ÖGB-Kongress im Juni. 
Im Leitantrag ist von „sehr 
guten Lohnabschlüssen“ 

die Rede, von denen aber 
wegen der Steuer zu we-
nig übrig bliebe. Viele füh-
len sich da verhöhnt. Mit 
Ausnahme von Salzburg 
und Wien, wo erfolgreich 
gekämpft wurde, gingen 
Öffentlich Bedienstete leer 
aus. Beschäftigte des So-
zialbereichs wurden mit 
2,75% abgespeist. Die In-
flationsrate 2012 von 2,4 
% ist nicht die Lebensre-
alität. Im Schnitt betru-
gen die Teuerungen für 

Gas 5%, Fernwärme 8%, 
Fleisch 8,3%, Gemüse 13%, 
Mieten 4,4%, Heizöl 8,3%. 
Laut einer Studie verloren 
die ärmsten zehn Prozent 

in Österreich 2000-2010 
35% ihres real verfügbaren 
Einkommens.

Die Gewerkschafts-
führung organisiert nur 
Dampfablassaktionen, ak-
zeptiert Reallohnverluste 
und lässt KollegInnen, die 
kämpfen wollen, im Stich. 
Im jetzigen Zustand des 
Kapitalismus ist kein Platz 
für sozialpartnerschaftli-
che Kompromisse, Stand-
ortlogik und Kaufkraft-Ar-
gumentation. Die SLP for-

dert die Gewerkschaften 
anlässlich des Bundeskon-
gresses 2013 auf, in die Of-
fensive zu gehen (Unter-
schreiben auf www.slp.at). 

Arbeitende sind steuer-
lich höher belastet als Be-
zieherInnen von Gewinn- 
und Kapitaleinkünften. 
Einnahmen aus vermö-
gensbezogenen Steuern be-
trugen 2010 nur 1,3%. Die 
Forderung von Vermögens- 
und Unternehmenssteuern 
ist also richtig, ersetzt aber 
nicht reale Lohnerhöhun-
gen! Wider besseren Wis-
sens ignoriert der ÖGB die 
größte Ungerechtigkeit: 
Massen- und Konsumsteu-

ern wie die Umsatzsteuer. 
Sie verteuern alles und be-
lasten Niedriglohnbezie-
herInnen besonders stark. 
Wirkliche Ansätze für Um-
verteilung sind: Hohe Pro-
gression; hohe Besteuerung 
von Vermögen, Unterneh-
men und Kapitaleinkünf-
ten; Schluss mit Geschen-
ken an Unternehmen und 
Reiche wie Gruppenbe-
steuerung und Stiftungs-
recht; Abschaffen von Kon-
sum- und Massensteuern. 
Das erfordert Kampagnen 
und Mobilisierungen bis 
hin zu Streiks gegen den 
Widerstand von Unterneh-
men und Reichen.

Auf dem Weg zu Gerech-
tigkeit kommen wir am 
Überwinden des Kapitalis-
mus als Wurzel der Unge-
rechtigkeit nicht vorbei!

Helga Schröder

ÖGB verwendet Steuersystem als  
Ausrede für miese Lohnabschlüsse

Gerechtigkeit: Mission Impossible?
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Dass SPÖ und ÖVP� in Salz-
burg Sympathien verspielt 
haben, ist nicht mehr zu 
übersehen. Auch bei den 
SLP-Infotischen am Wo-

chenmarkt ist das deut-
lich zu spüren. Passan-
tInnen jeder Altersgruppe 
sind wütend und wissen 
nicht wirklich, wen sie 
wählen sollen. Alle Partei-
en erscheinen höchstens 
als kleineres Übel, kaum 
jemand ist von einer Par-
tei überzeugt. In Diskussi-
onen spielt auch die Angst 
vor einer starken FPÖ ei-
ne Rolle. Gerade unter Ju-
gendlichen gibt es eine 
Stimmung das „endlich 

etwas getan werden müs-
se“. 

Kann die FPÖ vom Frust 
über die anderen etab-
lierten Parteien profitie-

ren? Sie versucht sich als 
saubere „ Anti- Korrupti-
onspartei“ zu präsentieren 
und dringt damit zumin-
dest teilweise durch. Auch 
deshalb hat die SLP ein 
Bündnis gegen den Wahl-
kampfabschluss der ras-
sistischen Partei am 2.5. 
ins Leben gerufen. Mehre-
re Tausend Flyer wurden 
verteilt! Gerade rund um 
die Wahl machen wir klar: 
Statt rechter Hetze brau-
chen wir eine linke Al-

ternative zu den Kürzun-
gen und dem Sozialabbau 
der großen Parteien. Ge-
rade die Streiks im öffent-
lichen Dienst in Salzburg 

haben einen Weg gezeigt, 
wie das erkämpft werden 
kann. Deshalb sammelt 
die SLP auch in Salzburg 
Unterstützungserklärun-
gen, um zur Nationalrats-
wahl anzutreten. Leider 
kam trotz unserer Initiati-
ve kein Wahlbündnis zu-
stande, weshalb wir ver-
suchen, alleine zu kandi-
dieren. Nötig wäre es!

Lukas Kastner

Salzburg gegen Rechtsextreme

Linke Alternative zu rechter Hetze gerade
vor Nationalratswahl notwendig!

Trotz der andauernden� Wirt-
schaftskrise erzielen die 
Banken und Konzerne wei-
ter Rekordgewinne. Dem-
gegenüber stehen jedes Jahr 
neuerliche Reallohnverlus-
te und der Gegensatz zwi-
schen arm und reich wird 
ständig größer. Am 4. Ap-
ril trafen sich etwa 700 Be-
triebsrätInnen der GPA-djp 
zu einer österreichweiten 
Konferenz, um zu diskutie-
ren, wie man gegen dieses 
Ungleichgewicht ankämp-
fen kann.

Einhellige Meinung der 
ReferentInnen war, dass es 
unbedingt notwendig ist, 
Lohnabschlüsse weit über 
der Inflationsrate zu errei-
chen, immer mit dem Ar-
gument „um die Kaufkraft 
der ArbeitnehmerInnen zu 
stärken“. Danach konn-
ten die Gewerkschaftsspit-
zen nicht – wie sonst üb-
lich – die „so tollen KV-
Abschlüsse“ loben, lenk-
ten aber sofort ab, um ihre 
Forderung nach Steuerre-
form zu propagieren.

Eigentlich hätte es auch 
zu Diskussionen über zu-
künftige Strategien kom-
men sollen, doch wurden 
diese durch zu viele Refe-
rate unterbunden. Zu groß 
war wohl die Angst, dass 
die Politik der Gewerk-
schaftsführung in Fra-
ge gestellt werden könnte. 
Außerdem wäre dann wie-
der einmal klar heraus-
gekommen, dass es keine 
Strategien gibt.

So entwickelten sich die 
Diskussionen v.a. in den 

Pausen, waren dafür aber 
umso fruchtbarer. Dabei 
zeigte sich, dass Viele gera-
de wegen der Strategiedis-
kussion gekommen waren 
und dass der Schwerpunkt 
der BetriebsrätInnen sehr 
wohl auf höheren Lohnab-
schlüssen liegt.

Die Initiative „Gewerk-
schaften in die Offensive“, 
die von der SLP gestartet 
wurde, fand viele Unter-
stützerInnen. Um die Ge-
werkschaften in die Offen-
sive zu drängen, müssen 
sich die KollegInnen, die 
diesen Slogan ernst mei-
nen, organisieren und in 
ihren Betrieben schon jetzt 
Kampagnen starten, um 
bei den nächsten KV-Ver-
handlungen die Forderung 
nach wirklicher Lohner-
höhung auch durchsetzen 
zu können.

Jedoch muss auch über 
den Tellerrand des eigenen 
Betriebes geschaut wer-
den. Betriebs- und bran-
chenübergreifende Kam-
pagnen sowie Solidari-
tätsaktionen, wenn andere 
Branchen in Arbeitskämp-
fen stehen, sind notwen-
dig. Nur weitreichende 
Aktionen und Vernetzung 
können den notwendi-
gen Druck auf die Gewerk-
schaftsführung aufbau-
en, um diese endlich zum 
Umdenken zu zwingen. 
Die Kampfbereitschaft der 
KollegInnen ist da. Nun 
muss diese auch genützt 
werden.

Herbert Wanko,  
Betriebsrat im Sozialbereich

GPA-Konferenz:  
Eine vergebene Chance

Aktiv werden 
statt tauschen!
Am Samstag,� dem 13. April, 
fand in Gmunden unsere 
Veranstaltung zum The-
ma „Tauschkreise & Re-
giowährung“ statt. Diese 
hatte wir zuvor mit Flug-
blättern und Plakaten be-
worben. Es nahmen sogar 
Tauschkreis-AktivistIn-
nen aus Linz teil, mit de-
nen wir eine hitzige Dis-
kussion führten. Thema 
war u.a. der ideologische 
Boden der Tauschkreise: 
Bei der Beschränkung auf 
den Finanzsektor gibt es 
Überschneidungen zum 

Rechtsextremismus. Zum 
anderen nehmen sie sehr 
viel Zeit in Anspruch, was 
Menschen davon abhält, 
politisch aktiv zu werden 
und z.B. im Kampf gegen 
Sozialabbau mitzuwir-
ken. Da sie im Kapitalis-
mus bleiben, sind diese 
Projekte auch keine wirt-
schaftliche Alternative. 
Dies gaben die AktivistIn-
nen auch zu – einer mein-
te: „Ich bin ja auch für die 
Revolution“.

Simon Stockhamer

Termin des Monats

Nach dem Sturz Mubaraks� 2011 kam die Muslimbru-
derschaft an die Macht. Die soziale Situation hat sich 
seither nur verschlechtert und die Islamisten werden 
immer offensiver. Es regt sich aber Widerstand: Tau-
sende Streiks und Massendemonstrationen erschüt-
tern das Land. 

Diskussion� mit zwei kürzlich aus Ägypten zurückge-
kehrten Marxisten über die revolutionären Perspek-
tiven am Nil. 

Mittwoch, 22. Mai, 19.00 Uhr,
Pizzeria La Piazza, Wien 20, Gaussplatz 7

Ägypten zwischen zwei 
Revolutionen?

44 Seiten, DIN A5
Bestellen bei slp@slp.at
€ 4,50 Euro inkl. Porto 
PSK 8812.733
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Beim Fußballklub� Austria 
Wien liefert sich der von 
Faschisten dominierte Fan-
club „Unsterblich“ einen 
Machtkampf mit der Ver-
einsführung. Dabei schre-

cken die Nazis auch nicht 
vor körperlichen Angriffen 
auf Mitglieder von Fanclubs 
zurück, die gegen eine von 
Nazis dominierte Heim-
kurve im Horrstadion sind. 

Über viele Jahre hat die 
Vereinsführung das Nazi-
problem ignoriert. Im Ku-
ratorium von Austria Wien 
sitzt auch der Wiener Bür-
germeister Häupl (SPÖ). Mit 
den faschistisch dominier-
ten Fanclubs wurde lan-
ge ein Stillhalteabkommen 

praktiziert. Die Fanclubs 
sollten sich „unpolitisch“ 
verhalten und wurden da-
für von der Vereinsführung 
akzeptiert.

Jetzt ist die Austria auf 

Erfolgskurs und steht des-
halb auch in europäischen 
Wettbewerben stärker im 
Rampenlicht. Da sind die 
lange geduldeten Nazis auf 
der Osttribüne des Horr-
stadions doch lästig ge-
worden, man will sie nun 
loswerden. Doch das geht 
nicht so einfach. Sie ha-
ben sich über Jahre festge-
setzt und Strukturen ge-
bildet. Das sieht man da-
ran, dass Nazis mit Haus-
verbot trotzdem im Stadion 

ein- und ausgehen können. 
Deshalb wurde vor kurzem 
der Sicherheitsdienst aus-
gewechselt. Der alte war 
offensichtlich mit Sympa-
thisanten von „Unsterb-

lich“ durchsetzt.
Nazis nutzen den Fußball 

offensiv als Organisations-
plattform. Sie sind vereins-
übergreifend vernetzt. Im 
Fußball sind Austria und 
Rapid Wien erbitterte Riva-
len. Doch die Nazis beider 
Vereine kennen sich un-
tereinander und verstehen 
sich blendend. Im Kampf 
gegen politische Feinde 
treten sie gemeinsam auf 
der Straße auf. Manche aus 
ihren Reihen kommen aus 

dem Zuhältermillieu; sie 
haben unter anderem Ver-
bindungen zu Studenten-
verbindungen und FPÖ.

Die Führung der Austria 
muss sich hinter ihre an-

tifaschistischen Fans stel-
len, anstatt sich auf die Po-
lizei zu verlassen oder einen 
„politikfreien Fußball“ zu 
fordern. Gleichzeitig müs-
sen sich auch Fangruppen 
außerhalb der Austria so-
lidarisch zeigen. Die Na-
zis müssen in den Stadien 
isoliert werden. Ein erster 
Schritt könnte ein Aktions-
tag in verschiedenen Sta-
dien, mit Transparentakti-
onen von Fans gegen Nazis 
sein. 	 C. B.
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Die „Eurovision� Song 
Contests“ (ESC) der Eu-
ropäischen Rundfun-
kunion starteten 1955. 
Als akzeptierte Stilrich-
tung wurde das gesun-
gene Lied mit oder oh-
ne Instrumentalbeglei-
tung festgelegt. Dies hat 
sich über die Jahrzehn-
te notgedrungen gewei-
tet. Ähnliches geschah 
mit Regeln zu Auswahl 
und Gewinnermittlung. 
Während in den 1970ern 
die Diktaturen in Spani-
en und Portugal fielen, 
dauerte die Umsetzung 
demokratischer Mitbe-
stimmung im TV län-
ger. Es entschieden aus-
schließlich Jurys. Diese 
wurden von der jewei-
ligen Anstalt nominiert. 
Leute aus dem Musik-
business wurden teil-
weise durch „interes-

sierte Laien“ ergänzt.
Das erste Publikums-

voting gab es 1997. Nicht-
konforme Beiträge oder 
gar Blödeleien locker-
ten den ESC-Alltag nun 
auf. Man erinnert sich an 
Stars wie „Guildo Horn 
& Die Orthopädischen 
Strümpfe“ 1998 und den 
Sieg der Hardrock-Band 
Lordi 2006. Diesem Er-
gebnis folgten rück-
schrittliche Eingriffe ins 
Reglement. Jedes Land 
hatte nun eine „Exper-
tInnenjury“ mit 50% 
Einfluss festzulegen.

2005 interpretier-
ten die ORF-Verant-
wortlichen Demokratie 
auf ihre ganz spezielle 
Weise. Die Telefon-Ab-
stimmung wurde durch 
Tricks „zugunsten länd-
licher Regionen und äl-
terer Menschen verscho-
ben“ (wikipedia). Der 
zweitplatzierte Alf Poi-
er hatte 45.000 Stimmen 
mehr erhalten als die 
„Sieger“ Global Kryner.

Die „kulturpoliti-
schen Eliten“ in Europa 
geben hier gewinnbrin-
gendem Mainstream 
den Vorzug. Demokratie 
stört hier bisweilen (wie 
in vielen anderen Berei-
chen im Kapitalismus) – 
wie auch ein eigener Ge-
schmack! Franz Neuhold

Rote 
Seitenblicke 

So sparen Sponsoren Steuern!
Es liest sich freilich� präch-
tig. Als „moderner, pri-
vater Kulturdienstleis-
ter“ hält das laut Eigen-
definition „erfolgreichste 
Ausstellungshaus Öster-
reichs“ in seinem „Missi-
on Statement“ fest:  „Das 
Bank Austria Kunstforum 
ist für Kunstinteressierte 
die erste Anlaufstelle […] 
250.000 Menschen besu-
chen jährlich die weltweit 
einzigartigen Wechsel-
ausstellungen…“ 

Schön für alle, die sich 
aktuell Meredith Oppen-
heimer ansehen wollen. 

Viel schöner aber noch für 
die Bank Austria, die als 
Hauptsponsor des Kunst-
forums auftritt. Dieses ist 
zwar als Verein registriert, 
betreibt aber gleichzeitig 
durch den angeglieder-
ten Shop die „Kunstforum 
HandelsgesmbH“. Wir 
dürfen vermuten, dass 
hier gewinnorientiert ge-
arbeitet wird.

Was auf den ersten Blick 
als uneigennützige Kunst-
förderung daherkommen 
mag, ist freilich „part of 
the game“: „Reputations-
bezogene Maßnahmen 

spielen angesichts der kri-
tischen Sicht des Bankwe-
sens in der Öffentlichkeit 
eine wichtige Rolle, [da-
zu zählen] gezielte Spon-
soring-Aktivitäten“, heißt 
es im BA-Geschäftsbe-
richt 2012. Dass die Spon-
sorgelder als Betriebsaus-
gaben nicht zur Versteue-
rung kommen, heißt kon-
kret: die Allgemeinheit 
finanziert so über Umwe-
ge die Politur eines ram-
ponierten Images. Wenn 
das keine Kunst ist!

Alexander Svojtko

Nazis raus aus der Austria Wien!  
Doch auf die Polizei können wir uns nicht verlassen.

Kein Fußball dem Faschismus!



Als Margaret Thatcher� und 
Ronald Reagan Ende der 
1970er/Anfang der 1980er-
Jahre mit Privatisierungs- 
und Kürzungsprogram-
men antraten, nannte 
man das noch „Moneta-
rismus“. Im Mittelpunkt 
stand die monetäre Stabi-
lität der jeweiligen Län-
der, die durch genannte 
Maßnahmen zu erreichen 
sei. Mehr als dreißig Jahre 
später, Millionen Arbeits-
lose und Milliarden Pro-

fite mehr, kurz nach ei-
ner Banken- und  mitten 
in einer Wirtschaftskrise, 
macht es Sinn, kurz Bi-
lanz zu ziehen. Die Verei-
nigten Staaten und Groß-
britannien sind ebenso 
wie alle anderen Länder 
in einer tiefen Staatsver-
schuldung gefangen. Die 
Privatisierung öffentli-
cher Dienstleistungen und 
Betriebe hat weder zu de-
ren Sanierung noch zu ei-
ner Verbesserung geführt. 
Der Abbau ehemals gut 

bezahlter (Industrie-)Ar-
beitsplätze und, wie im 
Falle Großbritanniens, 
die Zerstörung fast der 
gesamten Industrie sind 
Resultate dieser Politik. 
Gleichzeitig wurden die 
Finanzmärkte mit aus der 
sogenannten „Realwirt-
schaft“ abgezogenem Ka-
pital versorgt. Dem Kol-
laps der Märkte ab 2008 
ging deren rasanter Auf-
stieg in den Jahrzehnten 
davor voraus.

Angesichts� dieser eindeu-
tigen Bilanz machte sich 
auch das Feuilleton bür-
gerlicher Zeitungen in den 
vergangenen Jahren im-
mer wieder auf den Weg, 
um den Neoliberalismus 
zur letzten Ruhe zu betten. 
Die an Keynesianismus 
erinnernden Maßnah-
men der Regierungen (wie 
Stimulationspakete und 
Bankenverstaatlichungen) 
wurden als Bruch mit dem 
Neoliberalismus gedeutet. 
Diese „Erkenntnis“ hät-

te aber schon anhand der 
Wortwahl revidiert wer-
den können. So wurde 
die erste Bankenverstaat-
lichung im Zuge der Kri-
se (Royal Bank of Scot-
land 2008/09) wurde von 
der Regierung treffend als 
„pre-privatisation“ be-
zeichnet. Öffentliche Gel-
der wurden verwendet, 
um private Profite zu ret-
ten, die Bank zu sanieren 
und sie ehestmöglich zu 
reprivatisieren. Auch in 

staatlicher Hand unter-
scheidet sich die Finanz-
gebarung der RBS und al-
ler anderen (teil)verstaat-
lichten Banken nicht von 
„normalen“ kapitalisti-
schen Privatbanken. Es ist 
also zu früh für das letzte 
Geleit (sieht man von Ba-
ronesse Thatcher ab). 

Auch Österreich war� und ist 
keine Insel der Seligen. Mit 
Privatisierungsprogram-
men und „Sparpaketen“ 
startete die sozialdemo-

kratisch geführte Regie-
rung bereits in den 1980er 
Jahren. Auch die 1990er 
waren eine Zeit des fröh-
lichen Sozialkahlschlags 
und der Veräußerung öf-
fentlichen Eigentums. Ab 
2000 begannen ÖVP und 
FPÖ/BZÖ die Überbleibsel 
zu veräußern. Während 
man gleichzeitig Partei-
freundInnen mit Posten 
versorgte und auf Jahr-
zehnte hinweg Arbeits-
plätze in der Korruptions-

staatsanwaltschaft sicher-
te wurde keines der pos-
tulierten Ziele erreicht. 
Es gab kein Nulldefizit 
und keinen dynamischen 
Wirtschaftsaufschwung. 
Dafür Arbeitslosigkeit und 
Milliardenprofite. Noch 
heute bilanziert ÖVP-Ge-
neralsekretär Rauch die 
Privatisierungen als „Er-
folgsstory“ und will die-
se „ohne Scheuklappen“ 
weiterführen. Aber Neoli-
beralismus bedeutet heute 
nicht mehr schlicht Priva-

tisierung. Die strukturelle 
Unterfinanzierung zent-
raler öffentlicher Bereiche 
(wie Bildung, Gesund-
heit und Pflege) führt zur 
Entwicklung eines priva-
ten Sektors in den jewei-
ligen Bereichen und da-
mit zu einer Privatisie-
rung über die Hintertür. 
Wenn öffentliche Schule 
und Krankenhäuser ver-
sagen, gibt es Nachfra-
ge für private Angebote – 
wer es sich leisten kann, 

sichert sich gute Bildung 
und Gesundheitsvorsorge. 
Privat, versteht sich. Dass 
der Neoliberalismus nicht 
der Vergangenheit ange-
hört, zeigt sich jeden Tag. 
Der Widerstand gegen ihn 
muss darum auch weiter-
gehen. 

	 Jan Rybak

Trotz Banken- und Wirtschaftskrise und auch nach dem Tod der 
Eisernen Lady setzen die Herrschenden auf Neoliberalismus.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Thatcher ist tot –  
Der Neoliberalismus lebt
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Die SPÖ� hat sich, trotz so-
zialer Rhetorik in Wahl-
kampfzeiten, komplett 
dem neoliberalen Konsens 
verschrieben:

FFVranitzky und Klima� 
wiesen zusammen ein 
OIAG-Privatisierungsvo-
lumen von 4,8 Milliarden 
Euro vor. Um „fit“ für 
die EU und ihre Wirt-
schaftsregeln zu werden, 
wurden unter SPÖ-
Regierungsbeteiligung 
die Verstaatlichten 
zerschlagen. 

FFUnter SPÖ-Regierungsbe-
teiligung wurden teil- oder 
total privatisiert: �OMV, 
Voest Alpine, VA Tech, 
Flughafen Wien, Staats-
druckerei, Austria Tabak, 
AMAG, Böhler. Die 
vorerst letzte Großpriva-
tisierung unter  Faymann 
war der Verkauf der 
Austrian Airlines.  

FFDie Wiener SPÖ� wickelte 
2000 die größte Privati-
sierung der österreichi-
schen Kreditwirtschaft 
ab: den Verkauf der Bank 
Austria an die bayerische 
HypoVereinsbank – 
nachdem drei Jahre 
zuvor Vranitzky und 
Klima die Creditanstalt 
privatisiert hatten. 

FFFür die unzähligen� Swap- 
und CBS-Geschäfte von 
SPÖ-Stadtregierungen 
fehlt hier der Platz.
http://www.profil.at/articles/ 
1133/560/304855/spoe-links

FFDie Akzeptanz� neoliberaler 
Logik führte in Öster-
reich zu einer merkbaren 
Verschlechterung in der 
Gesundheitsversorgung. 
Zwischen 1990 und 
2006 wurden 13,6 % 
der Krankenhausbetten 
gestrichen, in öffentli-
chen Krankenhäusern 
sogar 19,8 %. Im gleichen 
Zeitraum hat die Zahl der 
Betten in privaten profit-
orientierten Spitälern um 
56,8 % zugenommen.
http://wien.arbeiterkammer.at/ 
bilder/d97/Oeffentliche_
Dienstleistungen_7.pdf

FFNeoliberalismus bei der 
Post:� Privatkunden 
machen gerade einmal 5 
% de Umsatzes der Post 
aus, den Löwenanteil 
machen Großunter-
nehmen und Behörden. 
In den Worten eines 
früheren Postmanagers: 
„Der Privatkunde,... ganz 
ehrlich, spielt keine Rolle 
mehr bei der Post ... der 
Private spielt politisch 
eine Rolle ... und wird ... 
herbeigelobt und disku-
tiert von den Politikern, 
aber de facto bringt er die 
Menge nicht.“ Zwischen 
2002 und 2007 wurden 
deswegen 951 Postfilialen 
geschlossen. 2009 
existierten 1.334 Filialen 
und damit nur noch 57 % 
des Netzes von 1998. Die 
Zahl der Beschäftigten ist 
zwischen 1998 und 2007 
um 13.467 Personen oder 
37 % zurückgegangen.
http://wien.arbeiterkammer.at/ 
bilder/d97/Oeffentliche_
Dienstleistungen_7.pdf

Der Neoliberalismus� befin-
det sich ideologisch in der 
Defensive. Neoliberale Re-
formen werden heute we-
niger ideologisch begrün-
det als durch angebliche 
„Sachzwänge“ – dennoch 
existiert er weiter.

Der Neoliberalismus fiel 
in den 1970ern nicht ein-

fach vom Himmel. Schon 
Marx schrieb, dass jede Ära 
ihre eigenen Persönlich-
keiten hervorbringt, bzw. 
sie sich selbst schafft. That-
cher war der personifizier-
te Ausdruck der Reaktion 
des Kapitalismus auf das 
Ende des Nachkriegsauf-
schwungs.

Dieser Aufschwung war 
der längste, den der Kapi-
talismus je sah. Klar: Viel 
war kaputt, viel musste 
wieder aufgebaut werden. 
Das schafft Nachfrage, Ar-
beitsplätze, Kaufkraft etc. 
Die Nachkriegszeit war 
von einem Konsens in den 
politischen Eliten domi-
niert, der einen starken 
Staat favorisierte: Staatli-
che Intervention und Re-
gulation stabilisierten, und 
progressivere Steuern hat-
ten einen leicht umver-
teilenden Effekt. Arbeits-
losigkeit wurde in vielen 
entwickelten kapitalisti-
schen Ländern minimiert. 
Das Kapital brauchte viel 
Arbeitskraft – die Arbeits-
losen, die „industrielle Re-
servearmee“ (Marx) wur-
den in den Arbeitsprozess 
geholt, Frauen fanden Jobs, 
was die Frauenrechtsbe-

wegung erheblich stärk-
te, ArbeiterInnen aus dem 
Ausland wurden geholt. 
Teilweise herrschte sogar 
Arbeitskräftemangel. Da-
durch verbesserte sich die 
Verhandlungsposition der 
ArbeiterInnenklasse: Die 
Gewerkschaften waren 
stark aufgestellt. Die Fol-

gen: Stetige Reallohner-
höhungen und ein höhe-
rer Anteil am geschaffenen 
Mehrwert. In Deutsch-
land beispielsweise stie-
gen die Reallöhne 1950-
59 um 4,66% jährlich (im 
Vergleich zu 1,51% 1925-
38 und 1,27% 1895-1913). 
Das bedeutete ein Sinken 
der Profitrate, was für das 
Kapital allerdings nicht 
schlagend wurde, solange 
der Kuchen insgesamt grö-
ßer wurde. Hohes Produk-
tivitätswachstum erlaubte 
gleichzeitig hohe Proftini-
veaus und hohe Reallohn-
niveaus.

Aber jeder kapitalis-
tische Boom hat ein En-
de. Der Nachkriegsauf-
schwung endete Ende der 
1960er in den USA und 
Anfang der 1970er in Eu-
ropa. Der Vorrat an ver-
hältnismäßig billigen und 
gefügigen ArbeiterInnen 
war weitgehend aufge-
braucht. Die Trümmer wa-
ren beiseite geschafft, Eu-
ropa wieder aufgebaut. Es 
gab keinen Anreiz, in neue 
Technologien zu inves-
tieren – das Kapital blickt 
immer zuerst auf den Ab-
satzmarkt, und da lief 

noch alles gut. Es folgte ei-
ne Stagnation der Wachs-
tumsraten der Produktivi-
tät bei der produzierenden 
Industrie. In einem letzten 
Aufbäumen versuchte der 
Keynesianismus, die Wirt-
schaft durch Anwerfen der 
Notenpressen und erhöhte 
Staatsverschuldung zu be-
leben, aber es war zweck-
los: Die Nachkriegspar-
ty war vorbei. Die Arbei-
terInnenklasse war nach 
wie vor stark organisiert. 
Die späten 1960er und frü-
hen 1970er Jahre waren ei-
ne Periode hoher betrieb-
licher Militanz: Von den 
Fabriksbesetzungen in 
Britannien und im italie-
nischen „Heißen Herbst“ 
1969 bis zum Generalstreik 
und den revolutionären 
Unruhen in Frankreich 
1968. Die ArbeiterInnen 
wehrten sich massiv gegen 
die Erhöhung der Ausbeu-
tung (Verschlechterungen 
bei Arbeitszeiten und Löh-
nen) in den Fabriken. Der 
keynesianische Weg war 
an sich selbst gescheitert 
und spätestens mit dem 
Ölpreisschock und der 
Weltwirtschaftskrise Mit-
te der 1970er brauchte das 
Kapital dringend eine neue 
Strategie – Vorhang auf für 
ÖkonomInnen wie Fried-
man oder Hayek und Po-
litikerInnen wie Thatcher 
und Reagan.

Die neuen neoliberalen 
WortführerInnen schrit-
ten zur Tat: Massenhaf-
te Privatisierungen, die 
neue Märkte schufen – So 
fand das angehäufte Kapi-
tal wieder profitable An-
lageoptionen. Für die Ge-
sellschaft bedeutete das 
das Gegenteil: Jobs wurden 
abgebaut und privatisier-
te Dienstleister trieben die 

Back to normal:  
Der ungeschminkte 
Kapitalismus

Die SPÖ und der 
Neoliberalismus: 

Privatisierung kostet Jobs

Wieviele Neoliberale braucht 
man, um eine Glühbirne 
auszutauschen? 

Quelle: AK Wien Studie "Zur Zukunft öffentlicher Dienstleistungen", April 2009, bit.ly/17Hly8j, Seite 72

Vollzeitarbeitsplätze in privatisierten Sektoren  
(inklusive neuer Konkurrenzunternehmen)
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Liberalismus� bedeutet in etwa Lehre von der Frei-
heit. Als politische Strömung entstand der Liberalis-
mus in England durch die Industrielle Revolution. Die 
neue Produktionsweise passte nicht mehr mit der al-
ten Gesellschaft zusammen. Als Reaktion gegen den 
nutzlosen Adel bildete sich der Liberalismus. Er war 
die Ideologie der aufstrebenden neuen Schicht der Fa-
brikbesitzer. Ihren Wohlstand sahen sie als selbst er-
arbeitet an. Das stand im Gegensatz zum vererbten 
Besitz des Adels. Der hatte aber trotzdem noch das 
Sagen. Die Liberalen wollten alle Schranken für sich 
aus dem Weg räumen. Der Starke sollte sich gegen den 
Schwachen in einem freien Wettbewerb auf einem 
freien Markt durchsetzen können. Adam Smith, einer 
der theoretischen Begründer des Liberalismus mein-
te: „Je freier und umfassender der Wettbewerb ist, 

um so mehr Vorteile hat die Öffentlichkeit.“
Manche Liberale forderten auch die Abschaffung des 

Erbens als Ursache der Ungerechtigkeit. Auch heu-
te wird Vermögen und Besitz zu 98% nicht erarbei-
tet, sondern vererbt. Ans Abschaffen des Erbens den-
ken Liberale heute nicht mehr. Schließlich sind sie zur 
herrschenden Klasse geworden, haben selbst geerbt 
und wollen weitervererben!

Für das Leben der einfachen Menschen in den Fabri-
ken und auf dem Land hatten aber auch die Liberalen 
des 18. und 19. Jahrhunderts nichts über. Die Freiheit 
des Liberalismus hörte bei den Villen der Fabrikbesit-
zer auf. Ob die Kinder, Frauen und Männer in den Fab-
riken lesen konnten, interessierte sie nur so weit, wie es 
für die Arbeit von Nutzen war. Gewerkschaften „stör-
ten“ nur den freien Wettbewerb.

Nach dem Zusammenbruch des Stalinismus hat sich 
international der Liberalismus als „Freihandel“ durch-
gesetzt. Dabei geht es natürlich nicht um gleichberech-
tigten Handel zwischen Ländern, sondern darum, dass 
die Vormachtstellung der starken Länder und Konzer-
ne festgeschrieben wird. Für Entwicklungsländer be-
deutet das bis heute, die eigene Wirtschaft zu Gunsten 
der großen weltweiten Konzerne zu öffnen. In Nigeria 
ist der Einfluss von Shell heute so groß, dass teilweise 
von Shell-Country gesprochen wird.

Eigentlich ist der Liberalismus als gesellschaftliche 
Kraft durch die Durchsetzung des Kapitalismus über 
den Adel überholt. Trotzdem gibt es ihn bis heute als 
eine Art Speerspitze der radikalen Unternehmerpolitik 
gegen Löhne, Gewerkschaftsrechte, Zölle zum Schutz 
der Wirtschaft etc. In den USA spielte er in den vergan-
gen Jahrzehnten immer wieder eine große Rolle – z.B. 
unter Präsident Reagan. Im Mittelpunkt stand die The-
se, dass der Markt alles regeln würde. Deshalb sprachen 
sich Liberale wie Milton Friedman auch für die Freiga-
be von Drogen aus. Jeder Eingriff in den Markt wie So-
zialgesetzgebung oder Gewerkschaften würde nur das 
Marktgleichgewicht verschieben und Krisen hervor-
rufen. Nun, die Sozialstaaten wurden weltweit zer-
schlagen, Löhne gekürzt und einem internationalem 
Wettbewerb nach unten ausgesetzt und trotzdem erle-
ben wir gerade die größte Krise seit 100 Jahren! 

Über weite Teile ist der Liberalismus mit dem Sozi-
aldarwinismus konform. Beide gehen schließlich vom 
„Überlebensrecht“ des Stärkeren aus. Insofern ist Stro-
nach eine sehr konsequente Verbindung dieser beiden 
Stränge: des Neoliberalismus und Sozialdarwinismus 
mit seinem Rechtspopulismus.                           Albert Kropf

Der Liberalismus ist 
gar nicht so liberal

Marx aktuell

Preise in die Höhe und die 
Qualität nach unten.

Dei ndustria l isier u ng 
bzw. die Umsiedlung der 
Industrien in Billiglohn-
länder – so konnte die Pro-
fitrate wieder gesteigert 
und Überkapazitäten ab-
gebaut werden. Mit ka-
tastrophalen Folgen für 

die ArbeiterInnenklasse: 
1978-83 sank der Output 
der verarbeitenden Indus-
trie in Britannien um 30 
%, während die Arbeits-
losigkeit auf 3,6 Millionen 
anstieg. Von 1970 bis 1994 
sank laut einer IWF-Studie 
von 1997 in den 23 meist-
entwickelten Volkswirt-
schaften der Welt der An-
teil an Beschäftigten in der 
Produktion von 28% auf 
18%. Strukturelle Massen-
arbeitslosigkeit entstand, 
die neuen Jobs waren pre-
kär und unterbezahlt.

Deregulierung und gro-
teskes Aufblähen des Fi-
nanzsektors – so konnte 
durch Kredite trotz stag-
nierender bzw. sinkender 
Reallöhne der Konsum sti-
muliert werden, während 
sich in den oberen Sphären 
der Finanzwelt angehäuf-
tes Kapital austoben und 
fiktiv vermehren konnte.

Erhöhung der Ausbeu-
tung der neokolonialen 
Länder: Am brutalsten ge-
staltete sich die neolibera-
le „Schocktherapie“ (Nao-
mi Klein) durch IWF, WTO 
& Co in der sogenannten 
„3.Welt“. Im Austausch für 
akute Finanzhilfen ver-

pflichteten sie sich zu weit-
reichenden Zwangsöff-
nungen und sogenannten 
„Strukturanpassungspro-
grammen“ (SAP). Die Fol-
gen: Seit den ersten SAPs 
1981 hat sich die Zahl der 
Nahrungsmittelengpässe 
pro Jahr in Afrika verdrei-
facht. 1992 starben in So-

malia 300.000 Menschen 
an einer Hungersnot, für 
die SAPs mitverantwort-
lich waren. 1986-2001 ver-
doppelte sich die Zahl der 
AfrikanerInnen, die von 1 
USD am Tag leben müssen, 
auf 313 Millionen.

Ideologisch bedeutete 
der Neoliberalismus einen 
Backlash, der durch den 
Zusammenbruch des Stali-
nismus und das verkünde-
te „Ende der Geschichte“ 
(Fukuyama) beschleunigt 
wurde. Der Schlachtruf 
lautete „Mehr Privat – We-
niger Staat!“ und wur-
de von Thatcher auf die 
Spitze getrieben: „There is 
no such thing as society“ 
(„So etwas wie eine Ge-
sellschaft/Gemeinschaft 
gibt es nicht“). Für Frau-
en bedeuteten Privatisie-
rungen im Gesundheits-
system und Arbeitsplatz-
abbau einen sozialen und 
ideologischen Rückschlag. 
Sie wurden wieder an die 
Herde und häuslichen 
Pflegebetten gedrängt. Die 
Idee von Solidarität wur-
de als „leistungsfeindlich“ 
gebrandmarkt – Neoli-
beralismus bedeutet das 
Überleben des Stärkeren. 

Wer sich am Markt nicht 
durchsetzen kann, hat es 
verdient, in der Gosse zu 
landen und muss selbst 
versuchen, rauszukom-
men. Das nennt man dann 
„Verantwortung des Indi-
viduums“. Hier treffen sich 
Liberalismus und Rechts-
extremismus: Die deut-
sche FDP organisierte ihre 
Parteitage nach dem Krieg 
nach dem Vorbild der NS-
DAP und forderte erstmals 
eine Generalamnestie für 
Nazis. Das neoliberale „Li-
berale Forum“ entwickelte 
sich aus der FPÖ. Trotz der 
scheinsozialen Rhetorik 
stützt sich die FPÖ nach 
wie vor auf ein stramm 
neoliberales Programm. 

Doch trotz der neolibe-
ralen Offensive hat sich der 
Kapitalismus nicht nach-
haltig erholt, im Gegenteil. 
Das Wiederaufleben der 
Profite wurde nicht von ei-
nem Investitionsboom be-
gleitet. Das Wachstum des 
Nettokapitalbestands war 
viel langsamer als wäh-
rend des Nachkriegsauf-
schwungs. Die Nachfrage 
nach Rohstoffen war ver-
hältnismäßig schwächer. 
Höhere Profitniveaus ka-
men nicht aus höherer Pro-
duktivität, sondern aus ge-
steigerter Ausbeutung der 
Arbeitskraft. Die Wider-
sprüche kulminierten im 
Finanzcrash 2008. Seither 
fällt das neoliberale Kar-
tenhaus in sich zusammen 
und enthüllt die struktu-
rellen Schwächen des Ka-
pitalismus. Der Kapitalis-
mus ist zurück in seinem 
Normalzustand, weder 
keynesianische noch neo-
liberale Modelle konnten 
seine Krisenhaftigkeit ein-
dämmen.	

Sebastian Kugler

Keinen einzigen.
Das regelt der Markt
ganz allein.
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Heute wie damals: Widerstand 
stoppt Neoliberalismus!
Als Reaktion� auf die Welt-
wirtschaftskrise der 
1970er-Jahre und als Aus-
weg aus der keynesiani-
schen Sackgasse schlugen 
die Herrschenden den Weg 
des Neoliberalismus ein. 
Sie versuchen, die „Aus-
beutung der Ware Arbeits-

kraft zu erhöhen“ – al-
so Löhne zu drücken und 
den Lebensstandard der 
ArbeiterInnenklasse zu 
senken. Keine Errungen-
schaft ist tabu: weder Ur-
laub noch Arbeitszeit, Ge-
werkschaftsrechte oder 
Sozialstaat. Die Arbeite-
rInnenklasse hat keine an-
dere Wahl als zu kämp-
fen – und tut das auch. Das 
zeigt schon Thatchers Hei-
matland: 1984/85 wehrten 
sich britische Bergarbei-
terInnen in einem bitteren 
Kampf gegen die Schlie-
ßung der Minen. Verloren 
wurde er nicht aufgrund 
mangelnder Kampfbereit-
schaft – sie haben ein Jahr 
lang gestreikt – sondern 
aufgrund der falschen Po-
litik der Gewerkschafts-
führung. Im Gemeinde-
rat von Liverpool 1983-87 

spielten AktivistInnen der 
englischen Schwesteror-
ganisation der SLP (da-
mals „Militant“) eine füh-
rende Rolle und boten der 
Kürzungspolitik Thatchers 
die Stirn. Der Gemein-
derat beschloss ein Bud-
get, das sich nicht nach 

angeblichen Sachzwän-
gen richtete. Es war defi-
zitär und illegal. Durchge-
setzt wurde es trotzdem. 
Mit Mobilisierungen bis 
hin zu stadtweiten Gene-
ralstreiks wurde die Bun-
desregierung gezwun-
gen, Geld nachzuschießen. 
Ein massives kommunales 
Wohnbauprogramm wur-
de durchgesetzt. Anfang 
der 1990er wurde That-
cher durch die Anti-Poll-
Tax-Bewegung in die Knie 
gezwungen. Damals wei-
gerten sich 18 Millionen 
Menschen, die Poll-Tax, 
eine Kopfsteuer, die That-
cher einführen wollte, zu 
bezahlen. Auch hier spiel-
te Militant, heute als „So-
cialist Party“ bekannt, ei-
ne Schlüsselrolle. Militant 
organisierte über die Ge-
werkschaften und Nach-

barschaften Anti-Poll-
Tax-Treffen und Komitees 
in allen Teilen des Landes. 
In den 1980ern war Mili-
tant noch Teil der Labour 
Party, weil diese – im Un-
terschied zu heute – von 
der ArbeiterInnenklasse 
noch als ihre Partei gese-

hen wurde. Die Führun-
gen der Labour Party und 
der Gewerkschaften orga-
nisierten lieber Hexenjag-
den gegen Linke wie Mili-
tant als Widerstand zu or-
ganisieren.

Aber auch heute sind 
wir nicht machtlos ge-
gen die Angriffe der herr-
schenden Klasse. Massen-
mobilisierungen, Nichtbe-
zahlungskampagnen und 
Streiks sind Instrumen-
te des Klassenkampfs, die 
heute mehr denn je nötig 
sind. Es ist eine von neoli-
beraler Ideologie getränkte 
Lüge, dass wir die Last der 
Angriffe durch individuel-
le Lösungen oder Gürtel-
enger-schnallen abfedern 
können. „Augen zu und 
durch“, und irgendwann 
auf bessere Zeiten hoffen? 
Das schwächt unsere ei-

gene Kampfkraft und die 
von denen um uns herum. 
Dem setzen wir die aktu-
ellen kollektiven Kämp-
fe überall auf der Welt ent-
gegen: Die Generalstreiks 
und Betriebsbesetzun-
gen in Griechenland, die 
Massenbewegung gegen 
Zwangsräumungen in Spa-
nien. Die aktuellen Kam-
pagnen gegen Massensteu-
ern in Irland und Schott-
land sind das Echo der An-
ti-Poll-Tax-Bewegung: So 
boykottierten mindestens 
750.000 Familien (52 % 
der Betroffenen) die irische 
Haussteuer, während sich 
in Schottland gegen die 
Schlafzimmersteuer ähn-
lich starker Widerstand 
formiert. Auch die Teile der 
ArbeiterInnenklasse, die 
in Niedrigstlohnverhält-
nisse und prekäre Bedin-
gungen gedrängt werden, 
beweisen Kampfwillen: 
In den USA formieren sich 
tausende Fast Food-Ange-
stellte und streiken unter 
schwierigsten Bedingun-
gen, dasselbe Phänomen 
erlebt der Supermarktrie-
se WalMart, obwohl er sei-
nen Beschäftigten Anti-
Gewerkschaftsvideos vor-
spielt. In Österreich haben 
erst vor Kurzem Teile des 
Öffentlichen Dienstes be-
wiesen, dass sich Wider-
stand lohnt: Sie zogen ge-

gen eine bereits beschlos-
sene Nulllohnrunde ins 
Feld und waren erfolgreich.

Der Kapitalismus und 
seine VertreterInnen ha-
ben keinen Ausweg aus der 
Krise, der nicht Armut, 
Arbeitslosigkeit und dras-
tische Senkungen unseres 
Lebensstandards beinhal-
tet. Egal, ob sie es „Neolibe-
ralismus“, „Keynesianis-
mus“ oder anders nennen: 
Dieses System hat bewie-
sen, dass es nicht nur vo-
rübergehend aus dem Ru-
der gelaufen ist. Seine Feh-
ler sind dem Kapitalismus 
innewohnend. Langfristig 
können wir den Neolibe-
ralismus nur auf den Mist-
haufen der Geschichte ver-
frachten, wenn der Kapi-
talismus selbst abgeschafft 
wird. Und das ist möglich: 
Massenbewegungen haben 
den Kapitalismus schon oft 
in seinen Grundfesten er-
schüttert und können das 
heute mehr denn je. Mit ei-
nem sozialistischen Pro-
gramm, das auf die de-
mokratische Kontrolle der 
Wirtschaft in den Händen 
der Beschäftigten ausge-
richtet ist, das die kapita-
listische Logik nicht ak-
zeptiert und Bedürfnisse 
vor Profite stellt, können 
solche Bewegungen erfolg-
reich sein.

Laura Rafetseder

Wir sind nicht machtlos gegen  
Angriffe der herrschenden Klasse!
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Den provokantesten� Wahl-
kampf zur Wahl der Ös-
terreichischen Hochschü-
lerInnenschaft (ÖH) fah-

ren wohl die „Jungen Li-
beralen (JuLis)“: Auf einer 
Plakatflut fordern sie die 
volle Einführung von Stu-
diengebühren und Zu-
lassungsbeschränkun-
gen. Das ist im Wesent-
lichen das, wogegen die 
letzten Uni-Bewegungen 
gekämpft haben. Trotz-
dem werden sie wohl Er-
folg haben: Laut Umfra-
gen halten das die meisten 
Studis für die Lösung der 
überfüllten Unis. 

Die jetzige „linke“ ÖH-
Exekutive hatte sich v.a. auf 
juristische Möglichkeiten 
beschränkt, um gegen Stu-

diengebühren zu kämpfen, 
statt tatsächlichen Wider-
stand zu organisieren und 
für alternative Finanzierun-
gen wie eine Reichensteu-
er zu kämpfen. Auch andere 
Projekte wie das „Café Rosa“ 
zeigen Abgehobenheit und 
Unfähigkeit der ÖH.

Also: Wen wählen?� Im Zwei-
fel bleibt nur, das Linkes-
te zu wählen, das sich auf 
den jeweiligen Listen fin-
det. Das ist regional ver-

schieden: Manchmal mag 
das die Fachschaftsliste 
sein, manchmal KSV-KJÖ. 
An der Uni-Wien ist es die 

„Solidarische Linke (SoLi)“, 
die einen erfreulich akti-
onsorientierten Wahlkampf 
fährt und den gemeinsamen 
Kampf mit migrantischen 
Studis gegen Gebühren, 
Zulassungsbeschränkun-
gen und Rassismus betont. 
Es geht darum, die ÖH als 
Motor für kommende Be-
wegungen nutzbar zu ma-
chen. Reichen wird es nicht, 
da müssen wir Studis schon 
selbst was tun!

Tilman M. Ruster

Studis wollen zahlen?

Es kommt darauf an, die ÖH als Motor für 
kommende Bewegungen zu gewinnen!

In Berlin� soll am 16.Mai 
auf 2.500 m² das Barbie 
Traumhaus eröffnet wer-
den. Dort werden kleine 
Mädchen nochmals in die 
Rollenklischees reinge-
presst: kochen, schmin-
ken, shoppen. Anschlie-
ßend können sie sich aus-
suchen, ob sie Topmodel 
oder Superstar sein wol-
len. Vor Ort wird ein, mil-
de gesagt, "unnatürliches" 
Schönheitsideal ausge-
lebt - Barbie würde mit 
ihren Maßen als Mensch 
nicht überleben können. 
Durch sie wird vermittelt, 
dass Frauen gut aussehen, 
sich aufreizend anziehen 
und für ihren Ken einen 
frischen Kuchen backen 
müssen. Unabhängigkeit? 
Emanzipation? Fehlanzei-
ge. Frauen haben sich im 
Laufe der Jahrzehnte vie-
le Rechte erkämpft. Durch 
die verstärkte Einbindung 
in den Arbeitsmarkt war 
es zumindest für manche 
Frauen aus der ArbeiterIn-
nenklasse möglich, eine 
gewisse ökonomische Un-
abhängigkeit vom Mann 
zu erlangen. Doch Rollen-
bilder sind deswegen nicht 
verschwunden: Frauen 
müssen jetzt eben perfek-
te Hausfrau & Mutter sein, 
dabei top gestylt sein, und 
nebenbei noch „Karriere 
machen“. 90 % der Haus-
arbeit und Betreuung von 
Verwandten etc. werden 
von Frauen kostenlos ver-
richtet – die Situation ver-

schärft sich durch Krise 
und Abbau des Gesund-
heitssystems. Barbie hilft 
dabei, Rollenbilder auf 
aktuelle Bedürfnisse des 
Kapitals „upzudaten“.

Die SAV� (Schwesterorga-
nisation der SLP) starte-
te mit Linksjugend [solid] 
(Jugendorganisation der 
Linkspartei) eine Kampag-
ne gegen das Haus, mit Er-
folg: wöchentliche Diskus-
sionsveranstaltungen und 
Proteste brachten media-
le Aufmerksamkeit, inter-
nationale Medien berich-
teten über Aktionen ge-
gen den pinken Alptraum. 
Bei einer Pressebegehung 
gelang es einem Genos-
sen, die Mattel-Sprecherin 
zu konfrontieren – es en-
dete in einer PR-Blamage 
für Mattel. Beim Streik der 
LehrerInnen wurden Fly-
er unter dem Motto "Keine 
Schulklassen ins Barbie-
haus" verteilt, um für ei-
ne große Demo am Tag der 
Eröffnung zu mobilisieren. 
Diese richtet sich nicht ge-
gen BesucherInnen, son-
dern gegen Mattel und das 
Bild, das der Konzern von 
Frauen vermittelt. Die SAV 
startete auch den antise-
xistischen Blog „Rosa Re-
loaded“, der sich mit his-
torischen und aktuellen 
Kämpfen gegen Frauenun-
terdrückung befasst. 

Sedef Yavuz
 

www.rosareloaded.de

Karl Marx' Ideen sind so  
lebendig wie eh und je.
Krise.�Kein anderes Wort 
hält sich in den letzten 
Jahren so hartnäckig in 
den Medien. Wir hören 
von EU-Austritten und 
Sparpaketen als Lösun-
gen. Und alle geben vor, 
wir müssten bei uns selbst 
sparen, um die Krise zu 
beenden. Dass es auch an-
dere Lösungsansätze gibt, 
wird uns verschwiegen. 
Deswegen veranstaltet 
die SLP jeden Freitag ei-
ne Marxismus-Schulung. 
Denn der Marxismus ist 
nicht verstaubt, sondern 

ein aktuelles Werkzeug, 
um die Ursachen der Krise, 
der Situation von Flücht-
lingen, MigrantInnen und 
Frauen etc. zu analysie-
ren. Nach einem kurzen 
Referat beantworten wir 
deine Fragen und führen 
Diskussionen zum The-
ma. Die Schulungen sind 
gratis und starten jeweils 
um 15:00 Uhr, dauern ins-
gesamt etwa 1,5 Stunden. 
Wenn Du Interesse hast, 
melde Dich unter slp@slp.
at an.

Gabriel Winkelmüller

Occupy Barbie-
Dreamhouse! 

Fundstück des Monats

Bank ausrauben oder grün-
den? � „Bankraub kostet 
Freiheit“ (WKO). „Was ist 
ein Einbruch in eine Bank 
gegen die Gründung ei-
ner Bank?“ (Brecht) – 
wie wahr angesichts von 

Wirtschaftskrise, Lohn-
kürzungen und Sozial-
abbau auf der einen Seite 
sowie Bankenrettungs-
paketen und ManagerIn-
nen-Boni-Orgien auf der 
anderen!
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Vergewaltigung 
ist in Indien alltäglich
Massenvergewaltigungen� in 
Delhi haben vor kurzem 
große Proteste ausgelöst, 
die sogar von den Medien 
aufgegriffen wurden. Das 
Parlament musste dar-
auf Bezug nehmen und die 
Regierung war gezwun-
gen ein paar Gesetze zum 
Schutz von Frauen vor Se-

xualverbrechen zu erlas-
sen. Und doch sind solche 
Fälle nichts Ungewöhnli-
ches. In der Zeit nach dem 
Massenaufschrei, zwi-
schen 1. Jänner und 15. 
Februar 2013, wurden 181 
Fälle von Vergewaltigung 
gemeldet. Die Opfer reich-
ten von einem vierjähri-
gen Kind bis hin zu einer 
60jährigen Frau. Letztes 
Jahr gab es in Maharasht-
ra (westliche Region in In-
dien) einen Fall von „Eh-
renmord“, bei dem ein 
Vater seine Tochter töte-
te, weil diese einen jun-
gen Mann aus einer ande-
ren Kaste heiraten wollte. 
Zwei Jahre davor wurde 
dieselbe Region vom bru-
talen Khairlanji-Massaker 
erschüttert, wo eine Dalit 
Familie (d.h. Familie aus 
niedriger Kaste) von Men-
schen aus oberen Kasten 

ermordet wurde. Zuvor 
wurden die Frauen dieser 
Familie nackt vorgeführt 
und vergewaltigt.

In allen Teilen des Lan-
des gibt es religiöse und 
kulturelle Bräuche, die 
Verbrechen gegen Frauen 
vorschreiben bzw. recht-
fertigen. Die Zahl derarti-

ger Verbrechen ist verstö-
rend. Ein Bericht von 2012 
schätzt, dass es rund 100 
Millionen Fälle von Mor-
den an weiblichen Kin-
dern gibt, wobei 1 Milli-
on Mädchen ihren ersten 
Geburtstag nicht erleben. 
Laut Statistik kommen 
auf 1000 Männer nur 
940 Frauen. Das Leid von 
Frauen in Indien erinnert 
an das dunkelste Mittelal-
ter. Die Gründe dafür sind 
vielfach und komplex.

Bestimmte von Stäm-
men dominierte Gebie-
te, besonders jene in den 
Randzonen des Landes, 
haben noch andere kul-
turelle Eigenheiten. So-
ziologische Studien über 
diese Stämme zeigen, dass 
Frauen dort gleichgestellt 
bzw. höhergestellt als die 
Männer des Stammes sind. 
Sie feiern die Geburt von 

Mädchen und es gibt mehr 
Frauen als Männer. Wa-
rum dieser Unterschied 
zu anderen Regionen? Ein 
Blick auf ihr soziales Le-
ben zeigt, dass Frauen dort 
einen höheren Grad an 
Unabhängigkeit (inklu-
sive sexueller Unabhän-
gigkeit) haben. Sie kön-

nen ihre Partner auswäh-
len. Das wirtschaftliche 
Leben basiert hauptsäch-
lich auf Gemeineigentum 
über die Ressourcen der 
Umgebung. Sie sind nicht 
Teil des hinduistischen 
Kastensystems und vie-
le folgen in der Vererbung 
der mütterlichen Linie ei-
ner matrilinearen Gesell-
schaft (Vererbung über die 
mütterliche Linie, Anm.). 
D.h. diese Faktoren füh-
ren zu einer Gesellschaft 
mit mehr Gleichberechti-
gung. 

Brahmanische Texte 
(religiöse Texte des Hin-
duismus, geschrieben von 
Brahmanen, einer höher-
gestellten Priesterkaste) 
schreiben ungebundenen 
Frauen niedrigeren Status 
zu und halten fest, dass 
diese geschützt und kont-
rolliert werden müssen.  

     Das hat viele Bräuche 
initiiert, die die Verskla-
vung von Frauen institu-
tionalisierten. Trotz spo-
radischer Reformen hält 
sich der orthodoxe Brah-
manismus hartnäckig.

Die Kontrolle über die 
weibliche Sexualität war 
Schlüssel für die „Rein-
heit“ des Kastensystems. 
Die Massenvergewalti-
gungen an Dalit-Frau-
en und Ehrenmorde sind 
Zeugnis dieses grausamen 
Systems. Muslimische und 
christliche Frauen leiden 
aber genauso. 

Der indische Kapita-
lismus wuchs nicht ge-
gen das feudale Kasten-
wesen, sondern mit dem 
Kastensystem. Dieses bot 
dem Kapitalismus be-
reits unterdrückte Mas-
sen – und Frauenunter-
drückung war Teil davon. 
Die Globalisierung hat nur 
eine schöne Oberfläche, 
über das verfallene sozi-
ale System gelegt. Unter 
dieser modernen Ober-
fläche ist das soziale Le-
ben immer noch von pat-
riarchalen Familienstruk-
turen geprägt. Laut Um-
fragen kommen 99 % der 
Prostituierten aus wirt-
schaftlich rückständigen 
Klassen. Gleichzeitig beu-
ten Werbung und Marke-
ting den weiblichen Kör-
per skrupellos aus. Frau-

en sind ein wichtiger Teil 
der ArbeiterInnenklasse 
und arbeiten vorwiegend 
in schlecht organisier-
ten Niedriglohnsektoren. 
“Gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit” wird nicht ange-
wandt. Hausarbeit ist ein-
zig und allein die Arbeit 
der Hausfrau und wird na-
türlich nicht bezahlt.

Trotzdem haben die 
Frauen Indiens einen mu-
tigen Kampf gegen ihre 
Ausbeutung geführt. Die 
Kämpfe gegen Frauenun-
terdrückung werden täg-
lich in vielen Haushal-
ten auf individueller Ebe-
ne geführt. Diese Kämp-
fe können in Zukunft als 
starke Bewegung auf kol-
lektiver Ebene aufbre-
chen, wenn sie mit dem 
Kampf gegen das Kasten-
system und den Kapitalis-
mus verbunden werden. 
Sie haben das Potenti-
al, Frauenunterdrückung 
samt Kastensystem und 
Kapitalismus hinter sich 
zu lassen und den Weg für 
eine sozialistische Gesell-
schaft zu ebnen.

Shital Alhat 
Sarika Chavan 

Aktivistinnen aus Pune 
CWI-Indien

http://socialism.in/

Frauenunterdrückung in Indien ist tief im feudalen 
Kastensystem und Kapitalismus verwurzelt
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�Die SLP sprach mit Ka-
terina Kleitsa von Xeki-
nima aus Griechenland 
über die Schüsse auf 27 
Erntehelfer.

V:� Alle sind bestürzt über 
die Schüsse, aber wo liegt 
die Verantwortung?

K:� Die Situation ist lan-
ge bekannt, spätestens seit 
2008, als migrantische Ar-
beitskräfte das erste Mal 
wegen der grauenhaften 
Arbeits- und Lebensbedin-
gungen gestreikt haben. 
Doch die Regierung hat das 
ignoriert. AsylwerberInnen 
dürfen nicht legal arbeiten, 
bekommen aber kaum Un-
terstützung vom Staat. Es 

ist also offensichtlich, dass 
die Regierung das was pas-
siert ist zu verantworten 
hat. Erst nachdem die Ar-
beiter angeschossen wur-

den, gab der Minister für 
Öffentliche Ordnung und 
Bürgerschutz zu, dass hier 
ein Problem existiert! 

V:� Was ist jetzt zu tun?

K: �Letztes Jahr hat die Re-
gierung MigrantInnen 
angegriffen, abgescho-
ben und für die wachsende 
Kriminalität verantwort-
lich gemacht. Das hat den 
Faschisten von der Golde-
nen Morgenröte genützt, 
die wachsende Unterstüt-

zung hat. Aber nun, nach 
den Schüssen, ist es anders. 
Viele Menschen sind wü-
tend über die Landbesitze-
rInnen und unterstützen 
die ErdbeerpflückerInnen. 
Weil gerade Erntesaison 
ist, ist ihre Kampfsituation 
auch relativ gut . Die lin-
ken Parteien KP und Syriza 
haben ParlamentarierIn-
nen hingeschickt; man-
che rufen zum Boykott der 
Erdbeeren auf. Das ist aber 
zu wenig. Griechische Ar-
beiterInnen sehen ihren 
Lebensstandard zusam-
menbrechen, während die 
herrschende Klasse immer 
noch große Profite macht. 
Es braucht daher Solida-
ritätsaktionen auch durch 
die lokale Bevölkerung 
und v.a. gemeinsame Ak-
tionen von migrantischen 
und griechischen Arbeiter
Innen.

Schüsse auf Erntehelfer

Hongkong: Streik am Hafen

Griechische Arbeitgeber lassen 
auf MigrantInnen schießen.

Unter� der Bezeichnung 
"Schwerpunkt auf Asien" 
haben die USA eine neue 
geostrategische Orientie-
rung umgesetzt, in der der 
militärische Fokus auf Süd-
ostasien liegt. Das ist eine 
zentrale Ursache des aktu-
ellen Säbelrasselns. China 
ist der größte wirtschaftli-
che Konkurrenten der USA 
in der Region und stellt sich 
im UN-Sicherheitsrat mit 
Vetos gegen Militärinter-
ventionen in Syrien und 
Iran auch deren politischen 
Interessen entgegen.

Nordkorea ist die bru-
talste verbliebene stalinis-
tische Diktatur mit Hun-
derttausenden in Gulags. 
Die Bevölkerung ist bitter-
arm und wird vom riesi-
gen Militärapparat unter-
drückt. Die Wirtschafts-
sanktionen gegen das Land 
verschlimmern die La-
ge der Menschen massiv. 
Die Machthaber im Norden 
setzte zur Verteidigung auf 
massive Aufrüstung, in-
klusive Atomwaffen.

Ökonomisch ist Nord-
korea von China abhän-
gig, das das Land als Puf-
fer zwischen sich und dem 
US-Verbündeten Süden 
halten möchte. Die Wirt-
schaftskrise zwingt der US 
Regierung ein aggressive-
res Vorgehen gegen China 
auf, um die Interessen ih-
rer Konzerne durchzuset-
zen. Das ist der Grund für 
die gemeinsamen Manö-
ver mit Südkorea, die v.a. 

eine Drohung gegen Chi-
na sind. 

Die USA hat in Manö-
vern, mit Duldung der neu-
en konservativen Regierung 
in Südkorea klargemacht, 
dass sie jederzeit Nordkorea 
mit Atomwaffen angreifen 
kann. Die Drohung Nord-
koreas, Nuklearwaffen ein-
zusetzen, war die Antwort 
auf diese nukleare Provo-
kationen und auch ganz im 
Sinne der USA, die damit 
einen Vorwand haben, ihre 
Militärpräsenz auszubauen. 
Aber auch dem Regime im 
Norden hilft die Bedrohung 
von außen, seine Position in 
der Bevölkerung zu stärken. 

Das stalinistische Nord-
korea kann auch als Feind-
bild gegen den „Sozia-
lismus“ oder „Kommu-
nismus“ herhalten, um 
stärker werdende Unter-
stützung für linke Ide-
en in den USA zu unter-
graben. Ob es zu einem 
Krieg kommt ist zur Zeit 
offen, klar ist aber das die 
militärische Gefahr v.a. 
auch durch die Politik der 
USA gegenüber China zu-
nimmt. Dies zu verhindern 
ist Aufgabe einer starken 
Bewegung der ArbeiterIn-
nenkasse in den USA, aber 
auch in China und den Ko-
reas, die gegen die Milita-
risierung der Außenpolitik 
sowie für ein Ende der ka-
pitalistischen Ausbeutung 
und echte ArbeiterInnen-
demokratie kämpft. 

Georg Kumer

Nordkorea & USA: 
Droht ein Krieg?

450 Beschäftigte der Docks 
im Hafen von Hong Kong 
streiken, mit massiven 
Auswirkungen. Nach 15 
Jahren ohne Lohnerhö-
hung fordern sie jetzt eine 
20-prozentige Steigerung 
und die Zulassung der Ge-
werkschaft zu Verhand-
lungen. „Wir können die 
Ausbeutung nicht länger 
tolerieren.“, erklärt Dock-
arbeiter Po. Socialist Action 
(CWI in Hong Kong) unter-
stützt den Streik und war 
von Anfang an täglich mit 
eigenem Zelt aktiv dabei. 

Durch regelmäßige öffent-
liche Versammlungen ge-
meinsam mit Streikenden 
werden andere Organisati-
onen und die Bevölkerung 
eingebunden. Gewerk-
schaft und AktivistInnen 
sammelten $ 455.600 für 
die Streikenden. Socialist 
Action kämpft für ein Ende 
von Auslagerung und Leih-
arbeit sowie für die Ver-
staatlichung der Docks un-
ter demokratischer Kon-
trolle durch Beschäftigte 
und Gesellschaft.

chinaworker.info

Massenproteste gegen Steuer
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Irland:� 10.000 demonst-
rierten in Dublin gegen ei-
ne neue Massensteuer und 
zeigten „Labour die Ro-
te Karte“ – denn die So-
zialdemokratische Regie-
rungspartei ist zentral für 
die neuen Angriffe ver-
antwortlich. Die Demo or-
ganisierte die „Kampag-
ne gegen Massensteuern“. 
Bereits letztes Jahr rief sie 
einen Boykott der neuen 

„Haushaltssteuer“ aus, an 
dem sich 52 % der Betrof-
fenen beteiligten. Die So-
cialist Party (CWI in Irland) 

spielt dabei eine führen-
de Rolle. Joe Higgins, Par-
lamentarier der SP, meinte, 
dass so eine Kampagne die 
Regierung zu Fall bringen 
könnte – so, wie die Kam-
pagne gegen eine Massen-
steuer in Britannien da-
mals Thatcher stürzte. Nö-
tig, so Higgins, sind „Anti-
KürzungskandidatInnen“ 
bei lokalen Wahlen, um der 
Sparpolitik eine Alternati-
ve entgegenzusetzen.

nohouseholdtax.org 
www.socialistparty.net

Repression
Nigeria: � Das Democratic 
Socialist Movement (CWI 
in Nigeria) ist auch in den 
aktuellen Studierenden-
protesten aktiv. Die Unis 
antworteten mit massi-
ver Repression: Zwei Akti-
visten von DSM sollen un-
ter fadenscheinigen Ar-
gumenten von ihren Unis 
geworfen werden, weil sie 
Proteste gegen Kürzungen 
organisierten und ver-
suchten, gewerkschaftli-
che Strukturen unter den 
Studierenden aufzubauen.
www.socialistnigeria.org
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Was tun mit Titos Erbe?
Der Kult um Tito� und Jugo-
slawien erfreut sich Jahr-
zehnte nach dem Zerfall 
noch immer einiger Be-
liebtheit. Ja, der Natio-
nalismus nimmt am Bal-
kan und bei jugoslawi-
schen MigrantInnen zu. 
Ja, es ist auch bekannt, 
dass die Nachfolgestaaten 
wie z.B. Kroatien, Serbi-
en und Slowenien nichts 
mehr mit einer geplanten 
Wirtschaft gemein haben. 
Und trotzdem kann man 
JugonostalgikerInnen an-
treffen. Es findet sich 
schnell ein Konsens: Sei 
es die relative Reisefrei-
heit oder der Zusammen-
halt der Länder während 
der Föderation, oder der 
Lebensstandard, der da-
mals im Durchschnitt hö-
her war als jetzt. Doch ab-
seits der Nostalgie gibt es 
auch Kritik. Einerseits von 
Rechts, von nationalisti-
schen Hyänen und schein-
baren religiösen Aufklä-
rern, aber auch berechtig-
te, von links.

Der Befreiungskampf aus 
einer Partisanenbewegung 
hatte für Jugoslawien eine 
spezielle, antifaschistische 
Tradition geschaffen. Der 
„Marschall“ dieser Bewe-
gung war Josip Broz Tito, 
ein in Moskau aufgestiege-
ner, ursprünglich linien-
treuer Stalinist. Jugoslawi-
en konnte sich selbst vom 

Nationalsozialismus be-
freien und so hatten weder 
der westliche Imperialis-
mus noch die außenpoliti-
schen Interessen Moskaus 
eine tiefgreifende Domi-
nanz in diesem Land. Be-
reits am 29.11.1943 bildete 
sich aus der Spitze der ju-
goslawischen KP erstmals 
eine eigene Regierung. 
Dieser Schritt ging Moskau 
fast schon zu weit – man 
verpflichtete sie auf die 
Zusammenarbeit mit den 
königstreuen Kräften im 
Londoner Exil. Unmittel-
bar nach Kriegsende wur-
de in Folge eine Regierung 
gebildet, welche auch bür-
gerliche Vertreter mit ein-
schloss, die Partisanen-
bewegung demobilisierte 
und zunächst auf weitge-
hende Reformen verzich-
tete. Jugoslawien war in 
einer Vereinbarung zwi-
schen Churchill und Sta-
lin als gemeinsame Ein-
flusssphäre vorgesehen. 
Praktisch hätte das bedeu-
tet, dass die jugoslawische 
KP die politische Macht, 
die sie real bereits – ähn-
lich der griechischen oder 
(nord-)italienischen KP 
– in Händen hielt, wieder 
abgeben hätte müssen. 

Tito widersetzte sich 
dem mit Blick auf Italien 
und Griechenland. Die KP 
übernahm Ende 1945 die 
alleinige Macht und rief ei-

ne Volksrepublik aus. Mehr 
noch: Sie versuchte, über 
Kontakte zur bulgarischen 
KP eine eigene Balkanfö-
deration zu schaffen – al-
so ein zweites Machtzen-
trum neben Moskau. An 
diesem Punkt erfolgte der 
Bruch mit Moskau – Stalin 
konnte keine interne Kon-
kurrenz gebrauchen, auch 
wenn diese seinem Regime 
in den zentralen Punkten 
(insbesondere der Herr-
schaft einer Parteibüro-
kratie) gleich war.

Mit dieser Trennung 
wurde auch die Diskussion 
ausgelöst, wie Jugoslawien 
einzuschätzen sei und vie-
le Linke zu dem Irrglauben 
verleitet, Tito und sein Re-
gime seien nicht stalinis-
tisch, weil er ja mit Stalin 
gebrochen hatte. Die Re-
volutionary Communist 
Party (aus der sich spä-
ter das CWI entwickelte) 
aber bezeichnete Jugosla-
wien auch weiter als de-
formierten ArbeiterInnen-
staat. Dieser war einerseits 
zu unterstützen, weil er ei-
ne von Stalin unterdrück-
te Nation war. Andererseits 
sei eine politische Revolu-
tion nötig, da Tito ein Hin-
dernis für ArbeiterInnen-
demokratie und Sozialis-
mus war.

Nachdem die Isolation 
der Wirtschaft mehr und 
mehr schadete, begann 

man mit der Öffnung in 
den Westen und der Ein-
führung von marktwirt-
schaftlichen Elementen. 
Die "ArbeiterInnenselbst-
verwaltung" in den Betrie-
ben war eine der wichtigs-
ten daraus resultierenden 
Maßnahmen – allerdings 
wurde und wird ihr eine 
größere Relevanz beige-
messen als sie in der Re-
alität darstellte. Sie war 
– anders als etwa die Räte 
(Sowjets) in Russland 1917 
– eine von oben eingesetz-
te Struktur mit wenigen 
Befugnissen, die eher die 
Konkurrenz zwischen den 
Betrieben befeuerte.

Der darauffolgende, be-
eindruckende Boom war 
auch geprägt von   Arbeits-
migration (und den damit 
verbundenen Devisensen-
dungen) und Krediten aus 
dem Westen. Es sollten 
diese Kredite sein, die Ju-
goslawien das Genick bra-
chen, da die Kreditgeber 
nach Titos Tod – und v.a. 
dem sich abzeichnenden 
Ende des Kalten Krieges, 
in dem Jugoslawien stra-
tegische Bedeutung beses-
sen hatte – mehr und mehr 
marktwirtschaftliche Me-
chanismen durchsetzten. 
Arbeitslosigkeit und Infla-
tion nahmen unglaubliche 
Ausmaße an. Das soziale 
Gefälle zwischen den Re-
gionen war über die Jahr-

zehnte kaum geringer ge-
worden und bildete nun 
ein Minenfeld der natio-
nalistischen Stimmungs-
mache. Zunächst versuch-
te die ArbeiterInnenbewe-
gung, durch gemeinsame 
Streiks und Kämpfe dieser 
Entwicklung zu trotzen, 
verlor diese Kämpfe aber. 
Der Traum von Jugoslawi-
en war damit spätestens 
in den 80er Jahren vorbei 
und etwa zehn Jahre später 
entschieden sich die Olig-
archen der Teilrepubliken, 
die von einer „nationalen 
Erneuerung“ träumten, 
für den Krieg.

Was tun? Es gab positive 
Aspekte in der Zeit der fö-
derativen Republik Jugos-
lawiens: die Elemente, die 
einen ArbeiterInnenstaat 
trotz seiner Deformati-
on durch einen bürokrati-
schen Apparat ausmachen, 
die antifaschistische Tra-
dition oder die zumindest 
teilweise Bekämpfung von 
Nationalismen. An ihnen 
muss man ansetzen und 
versuchen, den Aufbau 
von internationalistisch-
sozialistischen Strukturen 
und ArbeiterInnenpartei-
en in den Ländern Ex-Ju-
goslawiens voranzutrei-
ben. Nur so kann das, was 
ein sozialistisches Jugosla-
wien hätte bedeuten kön-
nen, wirklich umgesetzt 
werden.	 Clemens Wiesinger

Zwanzig Jahre nach ihrem Ende liegt die jugoslawische 
Republik ganz in Scherben. Was nun? 
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Stronach� investiert pro 
Tag 60.000 Euro in seine 
Kandidatur. Ein x-faches 
des gesamten SLP-Wahl-
kampfbudgets. Wir kau-
fen weder MandatarInnen 
noch Werbefläche oder 
Werbezeiten. Für unseren 
Wahlkampf sind wir auf 
die aktive Unterstützung 
und die Spenden unserer 
Mitglieder und Unterstüt-
zerInnen angewiesen.

Spendet 70,- für 1.000  
Plakate, 50,- für 2.500 
Flyer oder 100,- für 2.500 
Aufkleber.

Stronachs Wahlkampf� wird 
bunteres Material ha-
ben – wir aber die besse-
ren Ideen, die engagierte-
ren MitkämpferInnen und 
die kämpferischeren Ak-
tionen. Mit deiner Unter-
stützung.

Spenden für den SLP-Wahl-
kampf bitte auf unser Konto:
PSK 8812.733
BLZ 60.000
IBAN:
AT256000000008812733
BIC: OPSKATWW

Aus der SLP

NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

NIEDEROSTERREICH

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
in der ‘Pizzeria La Piazza’ 
20., Gaussplatz 7 
Linie 31; Linie 5A - Gaussplatz 
bzw. Nähe U4 Friedensbrücke

SLP-Unigruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Café Safran’, Hinterzimmer 
4., Gusshausstraße 20 
U1 / U2 / U4 Karlsplatz

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1830 Uhr 
im ‘Gasthaus Zypresse’ 
7., Westbahnstraße 35A 
U6 Burggasse; Linie 5

Zahlreiche Termine und 
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.atKein SLP-Treffen in der Nähe?� 

Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Für kostenlose Verhü-
tungsmittel und umfas-
senden Aufklärungs-
unterricht!

Jugendliche haben Sex, 
egal ob Kirche, Schule 
oder Eltern das gut finden. 
In Österreich sind Verhü-

tungsmittel selbst zu be-
zahlen, der Zugang ist teils 
schwierig. Kein Wunder, 
Parteien wie die ÖVP sind 
mit der Kirche eng verbun-
den. Die ist nicht nur ge-
gen Abtreibung, sondern 
auch gegen Verhütungs-
mittel und Aufklärungsun-
terricht. ExpertInnen mei-
nen, dass dadurch unge-
wollte Schwangerschaften 
unter Jugendlichen beson-
ders hoch seien. Effektive 
Verhütung gegen Schwan-

gerschaft und Geschlechts-
krankheiten ist ein Recht 
auch von Jugendlichen (al-
so z.B. mit Kondom und 
Pille). Das ist teuer. Wenn 
Jugendliche sich das nicht 
selbst leisten können, sind 
sie vom guten Willen der 

Eltern abhängig. Auch für 
sozial Schwache sind die 
Kosten für Verhütung (und 
Abtreibung) ein Prob-
lem. Wir fordern kostenlo-
se Verhütungsmittel sowie 
umfassende altersgerech-
te Aufklärung in allen Bil-
dungseinrichtungen, auch 
um ein realistisches Ver-
ständnis von Sexualität zu 
entwickeln. Junge Men-
schen müssen die Möglich-
keit haben, über Beziehun-
gen, ihren Körper, Gefühle, 

aber auch Themen wie Ge-
walt und Missbrauch dis-
kutieren zu können. Sexu-
alität ist im Kapitalismus 
ein Thema, das von Kirche 
& Co., die sie nur als ehe-
liche Pflicht verstanden 
wissen wollen, gern miss-

braucht wird. Und von Se-
xindustrie, Medien und 
Werbung nach dem Motto 
„sex sells“. Diese Doppel-
moral ist Teil einer sexisti-
schen Ideologie, die Teil der 
Kapitalismus ist. In einer 
sozialistischen Gesellschaft 
wäre die Basis dafür gelegt, 
dass Sexualität ohne Angst 
vor Folgen, ohne morali-
schen Zeigefinger und ohne 
stereotype sexistische Vor-
stellungen gleichberechtigt 
gelebt werden kann.

SLP-Programm genau erklärt:

Für kostenlose Verhütungsmittel und  
umfassenden Aufklärungsunterricht!

Von wegen unpolitisch und 
politikverdrossen!� Jugend-
liche sind aktiver Teil 
von Bewegungen wie der 
F lü c ht l i n g s b e we g u n g 
oder gegen Rassismus und 
Faschismus. Und organi-
sieren sich – nicht bei den 
undemokratischen etab-
lierten Parteien, aber bei 
der SLP, wie unser neu-
ester Beitritt zeigt: „Mein 
Name ist Konstantin, ich 
bin 19 Jahre alt und matu-
riere gerade im BG Gmun-
den. Zur Sozialistischen 

LinksPartei kam ich, als 
mir ein guter Freund, der 
bereits Mitglied ist, vor-
schlug, einmal bei einem 
der wöchentlichen SLP-
Treffen in Gmunden vor-
beizuschauen. Dies tat ich 
und habe die Organisation 
auch eine Zeit lang beob-
achtet und bemerkte, dass 
man im Gegensatz zu an-
deren Parteien hier wirk-
lich demokratisch mitent
scheiden und mitgestal-
ten kann. Deshalb bin ich 
nun auch beigetreten und 

betone gerne, dass die SLP 
für mich die einzige poli-
tische Alternative ist, die 
ich mir vorstellen kann. 
Außerdem hat sie mich 
durch permanenten Ak-
tivismus und Konsequenz 
überzeugt. Macht es so wie 
ich, lernt die SLP kennen 
und tretet bei!“

Daher unsere Kontaktdaten:
Tel: 0699-19219244
email: slp@slp.at

„Für mich die einzige Alternative!“

Wir wollen: 60.000 €  Spenden 
für den SLP-Wahlkampf

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at
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seit September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

neuwal.at� berichtete von der Demonstration der SLP ge-
gen die Veranstaltung der rechts-außen „Neuen Iden-
titären Bewegung“ Ende April. Es zeigen sich die engen 
Verbindungen zwischen FPÖ und den Neo-Rechtsextre-
men: Die Veranstaltung fand in den selben Räumlichkei-
ten in Wien statt, in denen auch die Martin-Graf Hetzsei-
te „unzensuriert.at“ und der „Wiener Akademikerbund“ 
zuhause sind.

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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Die FPÖ� stürzt bei Wahlen 
und Umfragen ab, Kor-
ruptionsskandale und in-
terne Machtkämpfe krat-
zen am Lack der angeb-
lichen „sozialen Hei-
matpartei“. Gleichzeitig 
betritt Stronach die po-
litische Bühne; er dürfte 
einen guten Teil der Pro-
teststimmen einfahren. 
Bürgerliche Medien reden 
vom „Ende der Rechten“ 
(Profil). So einfach ist es 
leider nicht.

Die FPÖ� ist nicht zum 
ersten Mal angezählt. 
Nach der Abspaltung des 
BZÖ hatte sie weit grö-
ßere Probleme. Trotzdem 

konnte sie sich schnell 
wieder etablieren, weil 
der Nährboden für rech-
te Hetze mit Sparpaketen, 
Nulllohnrunden & Ge-
schenken an Banken wei-
terhin aufbereitet und die 
FPÖ in den politischen 
Alltag integriert wird.

Und die SPÖ� arbeitet mit ihr 
zusammen: Die SP-FP-
Koalition in Kärnten 2005 
machte Haider erneut 
zum Landeshauptmann, 
2011 wurde gemeinsam 
die Spitalsreform in OÖ 
beschlossen. Die Einfüh-
rung der Stadtwache in 
Linz unter dem Komman-

do von FP-Chef Wimmer 
war ein Geschenk der SPÖ.

Solange es� keine ech-
te neue ArbeiterInnen-
partei gibt, kann sich die 
FPÖ weiterhin als „sozi-
al“ und „Opposition“ auf-
spielen. Wir aber müssen 
gemeinsam kämpferische 
Gewerkschaften und eine 
neue ArbeiterInnenpartei 
mit sozialistischem Pro-
gramm aufbauen, um ein 
weiteres Comeback von 
Strache und seinen Kum-
panen zu verhindern.

	 Flo Klabacher

FPÖ angeschlagen, nicht besiegt!

ÖH-Wahl: Sind Studiengebühren eine Lösung?

Die SPÖ versucht sich als Gegenspielerin der FPÖ zu präsentieren,  
arbeitet aber überall mit ihr zusammen.


